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Vorsitzender Skritek: Hoher Bundesra 

Ich eröf f n e  die 217. Sitzung des Bundesrat 
Das Protokol l  der 216. Sitzung vo 

15. Mai 1964 ist aufgelegen, unbeanständ t 
geblieben und gilt daher als g e n e h m i g t. 

En t s c h u l d i g t  für die heutige Sitzu g 
haben sich die Bundesräte Dr. Haberzet 1, 
Römer, Dr. Gschnitzer, Wetschnig, Dr. Reic 1, 
Sekanina, Dr. Koubek und Appel. 

Im Hause ist der Herr Finanzminist r 
erschienen. Ich begrüße ihn auf das her -

liehste. (Allgemeiner Beifall.) In Vertretung 
des Handelsministers ist Herr Staatssekretär 
Weikhart erschienen, den ich gleichfalls herz­
lich begrüße. (Allgemeiner Beifall.) In Ver­
tretung des Außenministers ist Herr 
Staatssekretär Dr. Bobleter erschienen. Ich 
begrüße ihn ebenfalls. (Allgemeiner Beifall.) 

E i ng e l angt ist ein Schreiben des Prä­
sidenten des Burgenländischen Landtages. 
Ich bitte die Frau Schriftführerin, es zu 
verlesen. 

478 
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Schriftführerin Rudolfine Muhr : 
"An die Parlamentsdirektion in Wien 1., 

Parlament. 

Der Burgenländische Landtag hat in seiner 
1. Sitzung der X. Wahlperiode am 26. Mai 
1964 folgende Herren gemäß Artikel 35 
Bundes-Verfassungsgesetz als Vertreter des 
Burgenlandes im Bundesmt gewählt, wobei 
Herr Franz Bezucha als erster Vertreter zu 
gelten hat: 

Bezucha Franz, geb. 7. September 1904 
in Wien, Buchhalter, Oberwart, Evang. Kir­
chengasse 2; 

Hautzinger Johann, geb. 24. Juni 1909 in 
Tadten, Landwirt, Ökonomierat, Tadten 54 a; 

Dr. Zimmermann Anton, geb. 11. August 
1912 in Stotzing, Amtsarzt, Oberpullendorf, 
Bahngasse 17. 

Der Landtagspräsident 
Fred Sinowatz" 

Vorsitzender: Danke. Die neu entsandten 
Mitglieder des Bundesrates sind im Hause 
erschienen. Ich werde daher sogleich ihre 
A n g e l ob u n g  vornehmen. Nach Verlesung 
der Gelöbnisformel durch die Frau Schrift­
führerin werden die neuen Bundesräte über 
Namensaufruf die Angelobung mit den Worten 
"Ich gelobe" zu leisten haben. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um 
die Verlesung der Gelöbnisformel und an­
schließend um den Namensaufruf. 

8chri/ t/ü hrerin Rudolfine M uhr verliest die 
GelÖbnis/ ormel. - Nach N amensau/ ru/ leisten 
die Bundesräte Bezucha, H a utzinger  
und Dr. Zim mermann die Angelobung. 

Vorsitzender: Ich begrüße die neuen Herren 
Bundesräte herzlichst in unserer Mitte. (All­
gemeiner Bei/all.) 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Na­
tionalrates, die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. Ich habe diese Vorlagen gemäß 
§ 29 der Geschäftsordnung den Obmännern 
der zuständigen Ausschüsse zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben diese Be­
schlüsse des Nationalrates bereits vorberaten. 

Gemäß § 30 der Geschäftsordnung beantrage 
ich, von der Vervielfältigung der Ausschuß­
berichte sowie von der 24stündigen Vertei­
lungsfrist für die Berichte Abstand zu nehmen. 
Wird hiegegen ein Einwand erhoben � - Dies 
ist nicht der Fall. Mein Vorschlag erscheint 
sohin mit der vorgeschriebenen Zweidrittel­
mehrheit angenommen. 

Gemäß § 28 B der Geschäftsordnung des 
Bundesrates setze ich auf die heutige Tages­
ordnung den Punkt: Neuwahl der Vorsitzen-

den-Stellvertreter, der Schriftführer und Ord­
ner für das zweite Halbjahr 1964. 

Ich werde diese Wahlen am Schluß nach 
Beendigung der ursprünglichen Tagesordnung 
vornehmen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die ersten beiden Punkte der 
heutigen Tagesordnung unter einem abzu­
führen. Es sind dies: 

Bundesgesetz, betreffend die Abänderung 
des Bundesstraßengesetzes, und 

Bundesgesetz, betreffend die Finanzierung 
der Autobahn Innsbruck-Brenner. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be­
richte geben, sodann wird die Debatte über 
beide Punkte unter einem abgeführt werden. 
Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
getrennt. Wird gegen diesen Vorschlag ein 
Einwand erhoben � - Dies ist nicht der Fall. 
Der Vorschlag ist angenommen. Die Debatte 
wird gemeinsam abgeführt. 

1. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juni 1964: Bundesgesetz, betreffend 
die Abänderung des Bundesstraßengesetzes 
2. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juni 1964: Bundesgesetz, betreffend 
die Finanzierung der Autobahn Innsbruck­
Brenner - ausgenommen sowohl § 3 als auch 

§ 4, soweit sich dieser auf § 3 bezieht 
Vorsitzender : Wir gehen in die T a g  e s­

o r d n u n g  ein und gelangen zu den Punkten 1 
und 2, über die, wie soeben beschlossen wurde, 
die Debatte unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 
Abänderung des Bundesstraßengesetzes und 
Finanzierung der Autobahn Innsbruck-

Brenner. 
Bei dem Gesetzesbeschluß über die Auto­

bahnfinanzierung Innsbruck-Brenner sind so­
wohl die Bestimmung des § 3 als auch die 
des § 4, soweit sich dieser auf § 3 bezieht, 
ausgenommen, da es sich hiebei um Bestim­
mungen handelt, die zu den im Artikel 42 
Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 angeführten Materien ge­
hören. Eine Behandlung dieser Bestimmungen 
durch den Bundesrat kommt daher nicht in 
Betracht. Alle übrigen Bestimmungen unter­
liegen aber der Beschlußfassung des Bundes­
rates. 

Berichterstatter zu P u n k t  1 ist der Herr 
Bundesrat Hirsch. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Hirsch : Hohes Haus! Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß sollen wei-
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Hirsch 

tere Straßenzüge, die durch die Verkehrs­
entwicklung für den Durchzugsverkehr Be­
deutung erlangt haben, zu Bundesstraßen 
erklärt werden. Andere Straßenzüge haben 
ihre Bedeutung für den Durchzugsverkehr 
verloren und sollen als Bundesstraßen auf­
gelassen werden. Im Zuge des Ausbaues von 
Bundesstraßen war der Verlauf einiger Straßen 
zu ändern. 

Durch die besondere Entwicklung des moto­
risierten Verkehrs hat sich die Notwendigkeit 
ergeben, weitere Strecken als Autobahnen 
auszubauen. Einige Bestimmungen des Bun­
desstraßengesetzes und die einen Bestandteil 
des Gesetzes bildenden Verzeichnisse waren zu 
ergänzen und zu berichtigen. 

Der Nationalrat hat die Regierungsvorlage 
durch die Aufnahme einer Erweiterung der 
Straßenführung der Ardagger Straße er­
gänzt. Dadurch ergaben sich auch Abände­
rungen hinsichtlich der Zusammenrechnung 
der StraßenIängen und der fortlaufenden 
N umerierung der Punkte der Regierungs­
vorlage. 

Der Nationalrat hat zu diesem Bundes­
gesetz auch eine Entschließung, betreffend 
eine Novellierung des § 18 des Bundesstraßen­
gesetzes, gefaßt. Der Ausschuß des Bundes­
rates für wirtschaftliche Angelegenheiten hat 
folgende analoge E n t s c h l i e ß u n g  angenom­
men: 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
eine Novellierung des Bundesstraßengesetzes, 
BGBI. Nr. 59/1948, in der derzeit geltenden 
Fassung wie folgt zweckmäßig wäre: 

Der § 18 Abs. 1 zweiter Satz hätte zu 
lauten: 

"Außerhalb geschlossener Ortschaften und 
bei neu angelegten U mfahrungsstrecken 
innerhalb des Ortsgebiet,s dürfen innerhalb 
einer Entfernung von 1 0  Metern, welche 
vom äußeren Rande des Straßengrabens 
beziehungsweise bei aufgedämmten Straßen 
vom Böschungsfuß und in Ermangelung 
von Gräben und Böschungen von der 
äußeren Begrenzungslinie der Straßenban­
kette gemessen wird, ohne Zustimmung der 
Bundesstraßenverwaltung Neu-, Zu- oder 
Umbauten, Einfriedungen, Düngerstätten 
oder Düngergruben nicht angelegt werden." 

Das Bundesministerium für Handel und 
-Wiederauf bau wird ersucht, dieses Problem 
im Einvernehmen mit den in Frage kom­
menden Interessenvertretungen raschestmög­
lich zu prüfen. 
Hohes Haus! Der Ausschuß für wirtschaft­

liche Angelegenheiten hat sich heute in seiner 
Sit,zung mit dem vorliegenden Gesetzesbe­
schluß befaßt und mich ermächtigt, im Hohen 

Hause den Antrag  zu stellen, dagegen k e i n e n  
E i n s p r u c h  zu erheben. 

Weiters darf ich namens des Ausschusses 
für wirtschaftliche Angelegenheiten dem Hohen 
Hause die Annahme der Entschließung 
empfehlen. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter für seinen Bericht. 

Berichterstatter zu P u n k t  2 ist Herr 
Bundesrat lng. Guglberger. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter lng. Guglberger: Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Minister! Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Dieser Gesetzes­
beschluß betrifft die Finanzierung der Auto­
bahn Innsbruck-Brenner. 

§ 1 dieses Gesetzes ordnet an, daß der 
Bund für die Benützung der Strecke Innsbruck 
- Brenner ein Entgelt zu verlangen hat. 
Durch Bundesgesetz soll bestimmt werden, 
welche Fahrzeuge hievon ausgenommen sind. 

§ 2 sieht vor, daß die Herstellung, Erhaltung 
und Finanz.ierung der Autobahn lnnshruck­
Brenner sowie die Einhebung des Benützungs­
entgeltes nach § 1 einer Kapitalgesellschaft 
zu übertragen und das Benützungsentgelt zur 
Abdeckung der Kosten für die Herstellung, 
Erhaltung und Finanzierung der Autobahn 
zu verwenden ist. Die Kapitalgesellschaft ist 
in Form einer Aktiengesellschaft zu errichten, 
bei der dem Bund Anteile im Ausmaß von 
90 vom Hundert und dem Land Tirol Anteile 
im Ausmaß von 10 vom Hundert vorbehalten 
bleiben. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen beziehungs­
weise das Bundesministerium für Finanzen 
und die Bundesregierung betraut. 

Der Fillanzausschuß hat mich ermächtigt, 
im Hohen Hause den A n t r a g  zu stellen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates keinen E i n s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter. 

'Wir gehen in die Debatte ein, die über heide 
Punkte gemeinsam abgeführt wird. Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
POl'ges. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Porges (SPÖ): Hohes Haus! 
Verehrte Damen und Herren! Es ist interessant, 
in welchem Maße diese beiden Gesetze das 
Interesse der Öffentlichkeit erregt haben. 
Das ist in der großen Zahl der Redner im 
Nationalrat zum Ausdruck gekommen, und 
das wird, wie vorauszusehen ist, auch heute 
hier im Bundesrat der Fall sein. 
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Porges 

Ich möchte als Vertreter des Landes Wien 
einiges zu diesen Gesetzesbeschlüssen sagen, 
möchte Sie aber nicht langweilen. Ich könnte 
ja jetzt wieder den bei solchen Anlässen 
üblichen Zahlenzauber aufführen. Ich könnte 
eine Statistik über die Zahl der Motorfahrzeuge 
unter Aufgliederung in Berufsfahrzeuge und 
in Fahrzeuge für die private Freizeitgestaltung, 
über den Frachtverkehr, und zwar den Wechsel 
des Frachtverkehrs von der Schiene auf die 
Straße, und über den Fremdenverkehr bringen, 
der heute in Österreich eine entscheidende 
Rolle spielt, weil der überwiegende Teil der 
Ausländer mit Kraftfahrzeugen nach Öster­
reich kommt. Anderseits wäre es auch 
interessant gewesen, die Höhe der für Motor­
fahrzeuge aufgenommenen Kredite zu bespre­
chen, die heute soundso viele Menschen 
belasten. 

Das alles aber beweist nur, daß die Straße 
heute eine noch vor wenigen Jahrzehnten 
unvorstellbare Bedeutung für unser gesamtes 
Leben erhalten hat. 

Das hängt mit der fliJ,chenmäßigen Größe, mit 
der Ausdehnung zusammen!) 

Nach dieser Neuregelung werden es also 
33 km sein, eine Erhöhung, die wir wohl 
begrüßen, von der wir aber sagen müssen, 
daß sie uns natürlich noch lange nicht be­
friedigt. Eine Teillösung kann doch nur ein 
Anfang sein. Ich verweise darauf, daß der 
Herr Minister :01'. Bock in der Nationalrats­
sitzung der vergangenen Woche dies mit den 
Worten zugegeben hat - ich zitiere wört­
lich - : "Damit bleibt... das Problem der 
vViener Landesstraßen natürlich ungelöst. " 
Trotzdem stellen wir fest - wir werden diesem 
Gesetz unsere Zustimmung geben -, daß die 
Erhöhung der Zahl der Bundesstraßenkilo­
meter von 15 auf 33 innerhalb der Gemarkung 
Wiens fürs erste zu begrüßen ist. 

Meine Damen und Herren! Ich gehöre nicht 
zu denen, die behaupten, daß die Zustimmung 
des Koalitionspartners jetzt nur deswegen 
erreicht wurde, weil die Wiener Landtags­
und Gemeinderatswahlen bevorstehen. Ich 

Die außerordentlich starke Erweiterung des sage: Ich gehöre nicht zu denen!, weil ich mir 
Straßennetzes in den letzten Jahrzehnten hat sage, daß mit einern Plus von 18 km Bundes­
ja dazu geführt, daß man heute die Straße straßen in Wien doch wenig Staat zu machen 
wohl ohne Zweifel als Kulturträger bezeichnen ist und daß daraus auch für die Österreichische 
kann, weil durch sie weite Gebiete erschlossen Volkspartei sicherlich kein wirkungsvoller 
wurden und so den dort lebenden Menschen I Wahlschlager werden kann. (B1tndesmtDr. K 0-�elege�heit. gegeben . wurde, aus der Enge 

I
r e  f: Man kann sagen, il;t� es 120

. 
Proze

.
nt aus­

Ihres bIsherIgen DaSeIns herauszukommen. 'macht! - Bunde8m�mster fur F�nanzen 
Heute verkehren auf der ganzen Welt - wie Dr. Sc h m i tz: Ich habe es gerade ausgerechnet: 

uns die Statistiker sagen - 160 Millionen 120Pmzent! - Heiterkeit.) 
Kraftfahrzeuge; das sind dreimal soviel als Nun möchte ich aher doch folgender Be­
vor dem Kriege. In Österreich ist aber diese hauptung entgegentreten: Der Herr National­
Zunahme weitaus größer, in Österreich zählen rat Dr. Fiedler hat in der Debatte im National­
wir zehnmal soviel Kraftfahrzeuge, als wir rat behauptet, daß die Landesregierungen außer­
vor dem letzten Krieg gezählt haben. halb Wiens 8 bis 16  Prozent ihrer Budgets 

Wir haben für Wien immer wieder gefordert, 
daß der Bund einen größeren Teil von Wiener 
Landesstraßen in die Bundesverwaltung über­
nehmen soll. Ich verweise diesbezüglich auf 
den sich durch lange Zeit hinziehenden Brief­
wechsel zwischen dem Bürgermeister als Lan­
deshauptmann von Wien und dem Herrn 
Handelsminister , in welchem Briefwechsel wir 
immer wieder gefordert haben, endlich das 
Problem der Überführung von Landesstraßen 
in Bundesstraßen einer Lösung zuzuführen, 
ein Verlangen, das aber immer wieder an 
Schwierigkeiten und an Ablehnungen ge­
scheitert ist. Wir haben immer wieder ge­
fordert, daß von den Wien er Landesstraßen -
das sind über 2000 km - ein größerer Teil 
zu Bundesstraßen erklärt wird, und wir haben 
darauf hingewiesen, daß von den 9200 km 
Bundesstraßen Wien nur 15 km hat, daß also 
von den 9200 km Straßen, die der Bund 
verwaltet, nur 15 km innerhalb der Grenzen 
des Landes Wien liegen. (Bundesrat Bür kle: 

für den Straßenbau ausgeben, das Land 
Wien jedoch nur 4 Prozent. Nun halte ich 
es für unsachlich, solche Vergleiche anzustellen, 
denn es sind die Aufgaben Wiens und 
der Länder wesentlich verschieden, es sind die 
Voraussetzungen verschieden. Absolut ge­
sehen machen natürlich die 4 Prozent des 
Landes Wien ein Vielfaches jener Beträge 
aus die in den anderen Bundesländern für 
die�en Zweck aufgewendet werden können. 
Das sage ich offen, weil ich es für unsachlich 
halte, solche Vergleiche fortzusetzen. 

Ich möchte aber bezüglich der bisherigen 
Benachteiligung Wiens feststellen, ßaß Wien 
bei 22 Prozent aller Kraftfahrzeuge Osterreichs 
42,5 Prozent der Mineralölsteuer auf bringt. 
Mehr als ein Fünftel allel' Kraftfahrzeuge 
Österreichs sind also in Wien registriert, 
laufen in Wien, aber Wien· bekommt nur 
8,9 Prozent, nicht ganz 9 Prozent des Ertrages 
der Mineralölsteuer zurück. Das war bisher 
für uns untragbar, und deswegen begrüßen 
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wir den Durchbruch, der mit der Erklärung 
dieser 18 km Landesstraßen zu Bundesstraßen 
erfolgt ist. Damit, meine Damen und Herren, 
habe ich schon das Wichtigste gesagt, was ich 
als Vertreter des Landes Wien hier festzu­
stellen hatte. 

Ich möchte nur noch auf eines hinweisen: 
Daß auch die Autobahnfrage einer Lösung 
zugeführt wurde, ist ebenfalls zu begrüßen. 
Gerade hier ha ben sich bisher die größten 
Gegensätze in der Auffassung zwischen Wien 
und dem Bund beziehungsweise dem Mini­
sterium für Handel und Wiederauf bau er­
geben. Vor allem an der Fl'age der Herein­
führung der Autobahn nach Wien sind immer 
wieder Einigungen gescheitert. 

Mit der Novelle zum Bundesstraßengesetz 
findet ein untragbarer Zustand sein Ende, 
weil nunmehr auch bei der Autobahn in 
einer Reihe von Fällen - es handelt sich um 
die Südring-Verlängerung auf Wiener Gebiet 
nach St. Marx und Aspern, um die Flughafen 
Autobahn nach Schwechat und um die Wiental 
Autobahn von der Wiener Landesgrenze in 
Purkersdorf bis zum Margaretengürtel - dem 
Standpunkt Wiens endlich Rechnung getragen 
wurde. Das verzeichnen wir mit Anerkennung, 
sind aber der Meinung, wie ich auch am Ende 
feststellen möchte, daß damit nur ein Anfang 
gemacht sein kann und wir selbstverständlich 
unsere Forderung auf übernahme von wei­
teren Landesstraßen in die Bundesverwaltung 
weiter betreiben werden. 

Im übrigen werden wir den beiden Gesetzen 
unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Vorsitzender : Als nächster Redner gelangt 
Herr Bundesrat 'Vinetzhammer zum Wort. 

Bundesrat Winetzhammer (ÖVP) : Hohes 
Haus! Verehrter Herr Minister! Verehrte 
Herren Staatssekretäre! Die rasch fortschrei­
tende Motorisierung während der letzten Jahre 
hat den Straßenbau in den Mittelpunkt des 
baulichen Geschehens gerückt. So findet die 
heute im Hohen Hause zu behandelnde Vor­
lage über das Bundesstraßengesetz mit der 
Festlegung des Autobahnnetzes für ganz Öster­
reich das besondere Interesse der Öffentlich­
keit. 

Die Zahl der Kraftfahrzeuge lag in über­
österreich - gestatten Sie, daß ich das Bun­
desland, das ich hier mitzuvertreten die Ehre 
habe, als Beispiel anführe - vor 1938 bei 
13.000 und betrug 1946 rund 23.000. Bis 
zum Jahr 1963 ist die Zahl der Kraftfahrzeuge 
auf über 200.000 angewachsen, zu denen noch 
etwa 100.000 Mopeds kommen. Wenn die 
Entwicklungstendenz annähernd anhält, wird 
der Kraftfahrzeugbestand allein im Bundes­
land überösterreich in fünf Jahren bei 300.000 

anlangen. Diese Zahl kann nach den Voraus­
berechnungen des Instituts für Wirtschafts­
forschung als durchaus erreichbar bezeichnet 
werden. Sicherlich ist die Entwicklung nicht 
allgemein und in allen Bundesländern so 
stürmisch, die ansteigende Tendenz ist jedoch 
überall bemerkbar. 

Wir begrüßen es, daß mit dieser Novelle 
zum Bundesstraßengesetz in den Verzeich­
nissen F, G und K· die Autobahnen festgelegt 
wurden und damit für lange Sicht ein öster­
reichisches Autobahnkonzept erarbeitet wor­
den ist. 

Die Schaffung eines Netzes von leistungs­
fähigen Schnellverkehrsstraßen als Schlag­
adern des Fern-, des Reise- und des Durch­
gangsverkehrs ist ein dringendes Anliegen der 
Wirtschaft und des Fremdenverkehrs. Nicht 
allein für Österreich gilt dies, sondern das 
zeigen auch die im Ausbau befindlichen 
Schnellverkehrsstraßen einiger Nachbarstaaten. 
Das zeigen aber auch die Netze der Europa­
straßen, von denen mehrere Linien durch 
Österreich führen und in unsere Autobahn­
strecken eingebunden werden. Für unser 
Land bedeutet der moderne Ausbau der 
West-üst-Verbindung eine bessere Erschlie­
ßung der Bundeshauptstadt und der östlichen 
Bundesländer für den Reiseverkehr. Die 
Nord-Süd-Verbindungen mindern die Gefahr, 
daß Österreich im starken Reiseverkehr nach 
dem Süden über die Schweiz oder über Frank­
reich umfahren wird, und sie helfen mit, 
unsere AIpengebiete noch besser zu erschließen. 

Die Kosten für die gesamten Autobahnen 
in Österreich nach dem heute vorliegenden 
Gesetz werden auf etwa 18 bis 20 Milliarden 
Schilling geschätzt. Es wäre sehr zu begrüßen 
und sinnvoll, wenn in Ergänzung des vor­
liegenden Ausbaukonzeptes auch ein Plan 
folgen würde, innerhalb welcher Zeit der 
Ausbau dieser Autobahnen wird erfolgen 
können. Erfahrungen aus dem Bau der West­
autobahn stehen ja bereits zur Verfügung. 

Im Jahre 1953, als der damalige Finanz­
minister und der Handelsminister den Bau 
der Autobahn Salzburg-Wien ankündigten, 
wurde ein Zeitplan von ungefähr zehn Jahren 
festgelegt. Der ganze Autobahnbau wurde 
damals von der Sozialistischen Partei mit 
großer Skepsis aufgenommen und als "April­
scherz" bezeichnet. Die "Arbeiter-Zeitung" 
hat in ihrer Nummer vom 3. April 1953 unter 
der Überschrift: "Baubeginn der Autobahn 
am 1 .  April - ein Aufsitz.er, wie er im Buch 
steht", das ganze Autobahnkonzept als schlech­
ten Scherz bezeichnet. Auf diesem "Auf­
sitzer" fahren Wir nun schon rund 200 km, 
und heute kann man feststellen, daß diese 
zehn Jahre ab Baubeginn 1954 ungefähr 
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eingehalten werden konnten. Wenn auch die Kraftfahrzeuge in Österreich und des ,Frem­
Autobahn Salzburg-Linz-Wien noch nicht denverkehrs, über die ich zuvor gesprochen 
ganz fertig ist, so wurden doch außer dieser. habe, außerordentlich stark gestiegen. Das 
Autobahn noch sehr wichtige Teilstücke der bedeutet eine sehr große Belastung auch für 
Autobahn Wien-Wiener Neustadt im gleichen die Bundesländer und für die Gemeinden, 
Zeitraum bereits gebaut. Wären alle Mittel die aus den Steuern, die der gestiegene Ver­
für die Westautobahn verwendet worden, so kehr und die Zunahme des Kraftstoffver­
würde sie ganz termingemäß fertig werden. brauches bringen, nur sehr wenig profitieren, 

1964 können wir also feststellen, daß sich weil der 400prozentige Mineralölsteuerzu­

die Vorausplanung von 1953/54 bewährt hat. schlag eine a.usschließliche Bundessteuer ist. 

Was damals manchen noch nicht so dringlich Oberösterreich hat im Jahre 1963 211 Mil­
erschienen sein mag, weil sie die Entwicklung lionen Schilling für Straßen und Brücken 
der Motorisierung und des Reiseverkehrs ausgegeben und im gleichen Zeitraum einen 
unterschätzt haben - vielleicht auch, weil Anteil an der Minera.lölsteuer von lediglich 
sie der ÖVP diesen Erfolg nicht recht gönnen 41 Millionen Schilling erhalten. Dies bedeutet, 
wollten -, wurde im richtigen Zeitpunkt daß mein Bundesland kaum 20 Prozent seines 
begonnen, und wir freuen uns, daß die so Aufwandes auf diesem Gebiet aus der Mineral­
wichtige Ost-West-Verbindung in unserem ölsteuer decken kann; in früheren Jahren 
Vaterland in absehbarer Zeit der Vollendung war das Verhältnis noch ungünstiger. 
entgegengeht. Das spielt für Österreich eine 
große Rolle, denn unsere Straßen sind wichtige 
Devisenbringer geworden. 

Das Statistische Zentralamt hat festgestellt, 
daß im Jahr 1963 43% Millionen Ausländer 
in 15 bis 20 Millionen Kraftfahrzeugen auf 
den Straßen nach Österreich eingereist sind. 
Das sind 84 Prozent aller Einreisenden im 
vergangenen Jahr. Dazu kommt noch, daß 
sich ein erheblicher Teil des Verkehrs auf die 
Sommermonate Juli und August konzentriert 
und nur leistungsfähige, gut ausge baute Straßen 
diesen Verkehr aufnehmen können. 

Mit dem Ausbau der Schnellverkehrsstraßen 
muß auch der Ausbau des übrigen Straßen­
netzes, und zwar nicht nur der Bundesstraßen, 
sondern auch der Straßen der Länder, Hand 
in Hand gehen. 

Die Grundlage der Mittel für den Straßenbau 
bilden die Mineralölsteuer und der Mineralöl­
steuerzuschlag. Die Mineralölsteuer selbst be­
trägt bei Benzin 51 S je 100 kg und bei Dieselöl 
22 S je 100 kg, der Bundeszuschlag macht 
400 Prozent aus. Die Auf teilung der Mittel 
ist im Finanzausgleich festgelegt. 

Im Jahre 1959, als im Zusammenhang mit 
den Finanzausgleichsverhandlungen die Über­
nahme von Landesstraßen im Bundesland 
Niederösterreich durch den Bund beschlossen 
worden ist, hat der Nationalrat folgende 
Entschließung einstimmig angenommen � 

"In Berücksichtigung eines Wunsches der 
Landesfinanzreferenten wird die Bundesre­
gierung aufgefordert, im Rahmen des nächsten 
Finanzausgleiches eine weitere Übernahme 
von Landesstraßen durchzuführen und wenn 
möglich eine endgültige Regelung anzu­
streben. " 

Der Verkehr, der ja bis in die letzten Orte 
reicht, ist durch die Zunahme der Zahl der 

Nun noch einiges zur Zunahme des Verkehrs. 
Ich darf wieder einige Beispiele aus Ober­
österreich bringen und hinzufügen, daß in 
anderen Bundesländern die Lage sicherlich 
ähnlich ist. 

Das Teilstück Enns-Linz-Wels der Bun­
desstraße 1 ist neben dem Teilstück der 
Triester Bundesstraße Wien - Wiener Neu­
stadt die stärkst frequentierte Straße Öster­
reichs. Selbstverständlich ist der Verkehr 
auf diesen' Straßen so wie auf den meisten 
übrigen Bundesstraßen in den letzten Jahren 
stark angestiegen. Aber nicht nur dort ist 
das der Fall. 

. 

1959 wurde, wie ich schon sagte, der Finanz­
ausgleich beschlossen, und es wurden die An­
teile der Länder an der Mineralölsteuer fest­
gelegt. Aber die Steigerung des Verkehrs auf 
einzelnen Landesstraßen in Oberösterreich 
betrug von 1959 auf 1960 - also innerhalb 
nur eines Jahres nach dem Abschluß des 
Finanzausgleiches - bis zu 39 Prozent. Die 
Steigerung auf einzelnen Bezirksstraßen er­
reichte im gleichen Zeitraum im Gebiet von 
Linz sogar 62 Prozent. Die Zählungen finden 
in Oberösterreich auf den Straßenzügen sehr 
regelmäßig statt, und zwar an drei aufeinander­
folgenden Tagen im Jänner, im April, im Juli 
und im Oktober. Die Steigerungszahlen, die 
ich hier angegeben habe, sind das arithmeti­
sche Mittel aus diesen Zählungen. 

Man kann daraus ersehen, daß der Straßen­
bau und die Straßenerhaltung für die Länder 
und Gemeinden eine sehr große Belastung 
darstellen und der in der Entschließung. des 
Nationalrates geäußerte Wunsch nach über­
nahme weiterer Straßen auch aus den anderen 
Bundesländern mehr als gerechtfertigt ist, 
umsomehr, als seit den Straßenübernahmen 
im Jahre 1959 in Niederösterreich die Dichte 
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des Bundesstraßennetzes sehr unterschiedlich 
ist. 

Herr Kollege Porges! Sie haben gesagt, es 
sei immer gefordert worden, daß mehr Wiener 

Landesstraßen in das Bundesstraßennetz über­
geführt werden. Ich möchte das insofern richtig­
stellen, als der Herr Bundesminister für 

Handel und Wiederaufbau in der Sitzung des 
Nationalrates festgestellt hat, daß 1948, als 
dieses Bundesstraßengesetz geschaffen und 
mit den Ländern verhandelt wurde, der Herr 

Bürgermeister und Landeshauptmann von 
Wien keine Wünsche auf Übernahme von 
Landesstraßen im Wiener Bereich angemel­
det hat. 

Wenn man Wien außer Betracht läßt, 
entfallen auf je 100 Einwohner in Tirol232 m, 
in Kärnten 228 m, in Niederösterreich 220 m, 
im Burgenland 184 m, in Salz burg 170 m, in 

Oberösterreich 133 m, in der Steiermark 117 m 
und in Vorarlberg 116 m Bundesstraßen. 

Die Berechnung nach der Fläche bringt 
folgendes Ergebnis: Auf einen Quadratkilo­
meter entfallen in Niederösterreich 161 m, 
im Burgenland 128 m, in Oberösterreich 123 m, 
in Kärnten 1 14 m, in Vorarlberg 87 m, in der 

Steiermark 79 m und in Tirol sowie in Salz­
burg je 78 m Bundesstraßen. 

Ich möchte aus diesem Grunde heute die 
seinerzeitige Entschließung des Nationalrates 
nachdrückliehst in Erinnerung rufen. Damals 
wurde ausdrücklich vereinbart, daß im Zu­
sammenhang mit dem Finanzausgleich 1964 
die Verbundlichung weiterer Landesstraßen 
in Aussicht zu nehmen ist. 

Die Länder und Gemeinden müssen, wie 
ich dargestellt habe, neben ihrem Anteil, 
den sie aus der Mineralölsteuer bekommen, 
sehr große eigene Budgetmittel aufwenden, 
um ihr Straßennetz ausbauen und erhalten 
zu können. Es ist dies aber eine Frage, die 
auch den Bund angeht, wenn er unangenehme 

Auswirkungen des ungleichen Straßenausbaues 
möglichst vermeiden will. Schlechte Landes­
und Bezirksstraßen bedeuten eine Ballung 
des Verkehrs auf den ausgebauten Bundes­
straßen, bedeuten damit für diese eine höhere 

Beanspruchung und höhere Erhaltungskosten, 
bedeuten aber auch die Verstopfung vieler 

Straßen und höhere Unfallziffern. Eine Folge 
davon wäre auf Dauer aber auch die 

Förderung der Abwanderung aus dem 
flachen Land, weil in der heutigen Zeit für 
viele Betriebe gute Straßen verbindungen le­
bensnotwendig sind. 

Diese überlegungen sollten im Interesse 
des Bundesstaates in die nächsten Finanz­
ausgleichsverhandlungen mit einbezogen wer­
den. Die derzeit bestehende krasse Ungleich­
heit zwischen den nach Geländeform, nach 

Wirtschaftsstruktur und Siedlungsform ähn­
lichen Bundesländern muß geändert werden. 

Lösungsvorschläge sind bereits vorgelegt' 
worden. Einer dieser Vorschläge, der auch 
im EntscWießungsantrag vom 18. März 1959 
enthalten ist,' wäre nach der Übernahme von 
niederösterreichischen Landesstraßen durch 
den Bund im Jahre 1959 nun auch die Verbund­
lichung von Landesstraßen in anderen Bundes­
ländern, um damit die berechtigte Gleich­
stellung zu erwirken. 

Ich glaube, daß dies zu mut bar wäre, denn 
die Erträgnisse der Mineralölsteuer und insbe­
sondere des in der Gesamtverfügung des 

Bundes stehenden erfreulicherweise zweck­
gebundenen Mineralölsteuerzuschlages sind ge­
stiegen. Selbst wenn man die gestiegenen Bau­
kosten der letzten Jahre in Betracht zieht, 
die auch die Bundesländer beim Ausbau des 
autonomen Straßennetzes zu tragen haben, 
müßte es möglich sein, durch die tibernahme 
neuer Straßen eine Gleichstellung zu erreichen. 

Eine andere Möglichkeit würde ich noch 
darin sehen, im Rahmen des neuen Finanz­
ausgleiches den Bundesländern mehr Mittel 
als bisher zweckgebunden zum Ausbau ihrer 

Landesstraßen zu geben. Ich habe schon 
auf die Steigerung des Verkehrs auf den 

Landes- und Bezirksstraßen hingewiesen. Die 
Länder können mit den bescheidenen Anteilen 
aus der Mineralölsteuer ihren Aufgaben im: 

Straßen bau einfach nicht mehr gerecht werden. 
Das Landesstraßennetz ist in den meisten 
Bundesländern mindestens ebenso lang oder 
noch länger als das der Bundesstraßen. Dazu 
kommen noch die Bezirksstraßen oder Landes­
straßen zweiter Ordnung, wie sie in manchen 

Bundesländern genannt werden. 
Eine kleine Möglichkeit wäre vielleicht auch 

die, durch gewisse Vereinfachungen, zum 
Beispiel bei der Verrechnung der Bundes­
straßen, bei ihrer Planung, Aufsicht, Ab­
rechnung und so weiter, die ja größtenteils 
über die Baudirektionen der Länder erfolgt, 
den Ländern etwa durch die Bewilligung einer 

Globalsumme für diese Arbeiten zu helfen. 
Die Länder haben ja nur eine sehr kleine und 
bescheidene eigene Steuerhoheit. Der drin­
gende Wunsch der Länder - ähnlich wie 
in Niederösterreich -, die Ubergabe ihrer fre­

quentiertesten Straßen an den Bund zu 
erreichen, ist daher nur zu verständlich und 
in der Entschließung des Nationalrates zum 

Ausdruck gekommen. 
Der andere Weg ist der, den Ländern 

mehr Mittel für den Straßenbau zu geben. 
Der Bund hat dank der Umsicht des zu­

ständigen Ressortchefs, dank der voraus­
schauenden Planung der leitenden Herren 
der Bundesstraßenverwaltung und dank der 
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guten Fach- und Arbeitskräfte in den Bau­
direktionen und bei den Baufirmen auf diesem 
Gebiet verantwortungsbewußte Arbeit geleistet. 
Wer an die Verhältnisse in den ersten Nach­
kriegsjahren zurückdenkt, wo selbst auf den 
wichtigsten Straßenzügen kein ordentlicher 
Belag war, wo kein Unterbau als Grundlage 
einer guten Straße vorhanden war, wo sich 
ein Schlagloch an das andere anschloß, wo 
KUl'ven und starke Steigungen den Verkehr 
erschwerten, kann diese Auf bauarbeit er­
messen. 

Es sollte jedoch nicht dazu kommen, daß 
zwar die Bundesstraßen bestens ausgebaut 
unser Land durchziehen, jeder Kraftfahrer 
sich aber scheut, sie zu verlassen, weil er 
weiß, welcher Staub, welche EngstelIen, welche 
unübersichtlichen Kurven und welche Ab­
nützung für sein Fahrzeug auf vielen Straßen, 
die in der Verwaltung der Bundesländer 
stehen, ihn erwarten. 

Herr Bundesminister Dr. Bock hat in 
der Debatte zu diesem Gesetz im Nationalrat 
hervorgehoben, daß anläßlich der Beratungen 
über ein neues Finanzausgleichsgesetz die 
Frage der Landesstraßen allgemein geregelt 
werden sollte. Er hat betont, daß die Bundes­
länder eine sehr große finanzielle Last beim 
Bau und bei der Erhaltung ihrer Straßen 
zu tragen haben, aber im Gegensatz zum Bund 
über keine diesbezüglichen zweckgebundenen 
Einnahmen verfügen. Der Herr Bundesmini­
ster hat dort ausdrücklich erklärt, daß man 
sich bei den Verhandlungen über ein neues 
Finanzausgleichsgesetz auch damit befassen 
müsse, daß man entweder beim Bund eine 
finanzielle Deckung für die Mehrbelastung 
bei zusätzlichen Straßenü bernahmen findet 
oder aber den Ländern eine zusätzliche 
finanzielle Einnahmsquelle verschafft, damit 
das Landesstraßenproblem für sie leichter 
lösbar wird. Ich darf hier dem Herrn Handels­
minister Dr. Bock und dem Herrn Staats­
sekretär Dr. Kotzina für dieses Verständnis 
danken und abschließend der Erwartung 
Ausdruck geben, daß die Finanzausgleichs­
verhandlungen eine Lösung bringen werden, 
die dem Bund die Fortführung des Straßen­
und Autobahnprogramms ermöglicht, aber 
auch den Bundesländern ihre großen Aufgaben 
auf diesem Gebiet erleichtert. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Vorsitzender : Bevor ich dem nächsten Red­
ner das Wort erteile, möchte ich den inzwischen 
im Hause erschienenen Herrn Staatssekretär 
Kotzina herzlich begrüßen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Zum Wort hat sich weiter Frau Bundesrat 
Hagleitner gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Maria Hagleitner (SPÖ): Hohes 
Haus! Sehr geschätzte Damen und Herren! 
Die zweite in Behandlung stehende Gesetzesvor­
lage regelt die Finanzierung des Baues der Auto­
bahn Schönberg-Brenner. Der Bau auf Grund 
der vorgeschlagenen Finanzierung ist für 
Tirol gewiß nicht die ideale Lösung, aber 
alle Bemühungen, eine andere Finanzierung 
des Baues, besonders aus Budgetmitteln, 
zu erreichen, haben bisher zu keinem Ergebnis 
geführt. 

Der Bau der Autobahn Schönberg-Brenner 
als Anschlußstück der Autobahn Innsbruck­
Schönberg ist eine dringende Notwendigkeit. 
Der Brennerpaß ist der niedrigste übergang 
in den Zentralalpen und außerdem winter­
sicher. Das bedingt, daß der BrennerpaB 
jahrhundertelang der wichtigste übergang 
von Norden nach Süden und umgekehrt 
gewesen ist und es bis heute blieb. 

Daraus entsteht für Österreich eine große 
Verantwortung. In Kenntnis dieser Verant­
wortung und um alles zu tun, um Österreich 
clen Brennerübergang und so den Vorrang für 
den Nord-Süd-Verkehr zu erhalten, wurde als 
Vorschußleistung die Autobahn Innsbruck­
Schönberg gebaut. Das markanteste Bauwerk 
in diesem Straßenstück ist die berühmt ge­
wordene "Europabrücke", der Stolz der öster­
reichischen Ingenieu:rkunst, aber auch ein 
Zeichen des österreichischen Lebenswillens. 

Wir in Tirol freuen uns ehrlich über dieses 
schöne Straßenstück, aber wir müssen ebenso 
ehrlich hinzufügen: Dieses schöne Straßen­
stück ist leider nur ein Teilstück. Sicher 
wurde damit ein nicht unwesentlicher Vor­
teil im Nord-Süd-Verkehr erreicht. Ich weiß 
nicht, ob die Damen und Herren des Bundes­
rates den Schönberg schon hinauf- oder 
herabgefahren sind, aber Sie werden mir 
recht geben, wenn ich sage, daß der Schönberg 
eigentlich in "Kurvenberg" umgetauft wer­
den müßte, denn die Bundesstraße hat auf 
dem Schönberg 82 Kurven, und die Auto­
bahn Innsbruck - Schönberg hat jetzt nur 
mehr 4 Kurven. Das ist also eine wesent­
liche Erleichterung für den Autofahrer, und 
wir nehmen an, daß dadurch sehr viele Un­
fälle vermieden werden können, die es jetzt 
auf der unübersehbaren kurvenreichen Strecke 
am Schönberg gibt. 

Des Autofahrers Glück wird aber erst dann 
vollständig sein, wenn er von Innsbruck 
bis zum Brenner durchgehend und unbehin­
dert auf einer modernen Straße wird fahren 
können. Ich sagte: des Autofahrers Glück ! 
Ich muß mich aber einschränken: Das Glück 
wird nicht ganz vollständig sein, denn wenn 
wir dieses vorliegende Gesetz beschließen, 
wird das zur Folge haben, daß der Autofahrer 
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für die Benützung dieser Autobahn eine Ge­
bühl' zu zahlen hat. Dies ist ein Wermuts­
tropfen in der an sich großen Sache. Aber es 
gibt auch eine andere Wirkung: Infolge dieser 
Art der Finanzierung wird die Autobahn 
durchgehend gebaut werden können. Dies 
ist eine erfreuliche, aber auch stolze Gewißheit, 
denn Österreich baut die erste wirkliche 
Autobahn in den Alpen, und damit wird 
der Brennerpaß seine jahrhundertealte Vor­
rangstellung als Übergang nach dem Süden 
weiter behaupten können. 

Österreich muß eine erstrangige Straßen­
verbindung im Nord-Süd-Verkehl' herstellen. 
Wir hoffen, daß die Brenner Autobahn nur 
ein Anfang ist und daß baldigst mit dem Bau 
der Autobahn Kufstein-Innsbruck begonnen 
werden wird. Auch diese Straße ist in keiner 
Weise mehr den jetzigen Verkehl'serforder­
nissen gewachsen. Besonders arg sind die Ver­
kehrsverhältnisse auf der Bundesstraße 1 
von Wörgl nach Innsbruck, die nicht nur 
den wesentlichen Teil des Nord-Süd-Verkehrs 
zu bewältigen hat; es kommt auf diesem 
Straßenstück noch der West-Ost-Verkehr dazu. 
Verkehrsprognosen besagen, daß der Auto­
verkehr in den nächsten Jahren noch spürbar 
zunehmen wird, und so muß man Ärgstes 
auf der Strecke Wörgl-Innsbruck 
befürchten. Es ist somit nicht übertrieben, 
wenn ich sage, daß diese Straße eine der 
frequentiertesten von ganz Österreich ist, 
und daher muß ich die Gelegenheit benützen, 
alle Verantwortlichen in den zuständigen 
Ministerien anzusprechen und sie dringend 
zu ersuchen, auch diesem für Tirol, ja für 
ganz Österreich so wichtigen Problem ihre 
Aufmerksamkeit zu leihen. 

Die Alternative für uns lautet heute: Sollen 
wir dieser Gesetzesvorlage die Zustimmung 
geben oder nicht? Geben wir die Zustimmung, 
dann wird die Autobahn Schönberg-Brenner 
gebaut; beschließen wir die Ablehnung, dann 
wird diese wichtige Straße nicht gebaut werden. 

dieser Gesetzesvorlage unsere Zustimmung 
und nehmen die Gewißheit mit nach Hause, 
daß nun mit dem Bau der Autobahn Schön­
berg-Brenner begonnen wird, und wir hoffen 
auch, daß sie, so wie in dem Fünfjahresplan 
vorgesehen, 1 968/69 beendet sein wird. 

Wir Tiroler haben nur noch den einen 
Wunsch, daß es uns auf dem Verhandlungswege 
gelingen möge, für die Anrainer dieser Auto­
bahn - und das sind die Bewohner des Wipp­
tales und Stubaitales - zu erwirken, daß 
sie bei Benützung dieser Strecke von der 
Entgeltleistung ausgenommen werden. (Bei­
fall bei der S pO und bei Bundesräten der 
OVP.) 

Vorsitzender : Als nächstem Redner in der 
Debatte erteile ich Herrn Bundesrat Dr. 
Pitschmann das Wort. 

Bundesrat DDr. Pitschmann (ÖVP): Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Minister! Meine 
Herren Staatssekretäre! Es sind schon einige 
Jahre vergangen, seit die zweite Regierungs­
partei den ÖVP-Plan bezüglich Ausbau der 
in der NS-Zeit begonnenen Autobahn als 
"Aprilscherz" bezeichnete. Dieser "Aprilscherz 
Autobahn" ist zwischenzeitig zum Dauer­
schmerz geworden, der durch gelegentliche 
neue Maut! Maut !-Rufe noch verstärkt wird. 

In Österreich scheint sich dann und wann 
die Übung einzuschleichen, daß in erster 
Linie der Gehör findet, der am lautesten 
schreit oder hofiert, und in zweiter Linie erst 
der, der auf Berücksichtigung seiner Wünsche 
und Forderungen das größte sachlich begründe­
te Anrecht hätte. Objektive Beurteiler der 
Verkehrsfrequenzen der wichtigsten Straßen 
in Österreich bestätigen, daß der Ausbau 
der Vorarlberger Rheintal Autobahn beson­
ders vordringlich wäre. Ihr Ausbau darf durch 
die Inangriffnahme der Brenner Autobahn 
nicht hinausgeschoben werden. 

Die Nachbarn Vorarlbergs sind im Ausbau 
der Anschlußstücke weit voran, während 
dies südlich des Breuners keineswegs der 

Sicher ist es für Tirol - und das möchte Fall ist. Die Vorarlberger Auto bahn lenkt 
ich festhaltell - eine unterschiedliche Be- den Fremdenverkehr weitgehend nach Öster­
handlung, wenn für die Benützung dieser reich, während diese Worte "nach Österreich" 
Autobahn und Bundesstraße eine Gebühr hinsichtlich der Brenner Autobahn in etwa 
eingehoben wird, eine Gebühr, die es nirgends durch die Worte "durch Österreich" ersetzt 
anderswo, auf keiner Bundesstraße in Österreich werden müssen. Die Verkehrsfrequenzen be­
gibt. (Ruf bei der Ö V P: Aber in Italien! - weisen, daß bei Berücksichtigung der Dring­
Bundesrat Dr. Gaspers chi tz:  Aber in den lichkeit der verschiedenen Autobahnprojekte 
Vereinigten Staaten!) Wir reden jetzt von die Vorarlberger Rheintal Autobahn vorge­
Österreich, Herr Kollege! Wenn man in Ober- zogen werden sollte. Der Umstand, daß 
österreich eine Straße bauen würde, auf der von 38 km Trassierung 5 .  km nicht 
ebenfalls eine Maut eingehoben werden würde, endgültig geklärt sind, ist kein Grund, 
würden Sie auch dazu sprechen. Aber das be- den Beginn der Inangriffnahme des Rheintal­
deutet für die Autofahrer Tirols, daß sie, Projektes noch weiter hinauszuschieben. 
wenn sie diese Straße benützen wollen, Opfer 

I 
Die Eile, mit der die Brenner Autobahn 

bringen müssen. Dessenungeachtet geben wir AG. ins Leben gerufen wird, ist etwas ver-
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dächtig und kaum recht vertretbar. Den 
Kammern wurde eine viel zu kurze Be­
gutachtungsfrist eingeräumt, obwohl es ja 
um Hunderte von Millionen Schilling geht. Da 
diese Bundesmittel weitgehend dem Zuschlag 
zur Mineralölsteuer entnommen werden sollen, 
werden andere zum Teil noch dringlichere, 
zumindest jedoch ebenso dringliche Auto­
bahnprojekte und Bundesstraßenteile unter 
Umständen auf Jahre zurückgestellt. Vor­
arlberg hat nichts gegen eine Brenner. Auto­
bahn AG., könnte aber nicht damit einver­
standen sein, daß dadurch die Rheintal Auto­
bahn zurückgestellt oder deren Inangriffnahme 
verzögert wird. 

Denkt man nicht an die Gefahr, daß bei einer 
sehr raschen Verwirklichung der Brenner 
Autobahn allenfalls eine ähnliche Situation 
entstehen könnte wie bei der Timmeljoch­
straße, die bis zur italienischen Grenze schon 
vor Jahren vorzüglich ausgebaut wurde, wäh­
rend das italienische Anschlußstück bis heute 
auf sich warten ließ und noch nicht bekannt 
ist, ob dieses in nächster Zeit gebaut werden 
wird 1 Auf dieser Straße finden Bergwertungs­
fahrten und gelegentlich andere rennmäßige 
Veranstaltungen statt, vielleicht um zu ver­
hüten, daß diese Straße zuviel Gras von links 
und rechts überwuchert. Man darf sich 
wundern, daß ausgerechnet unsere Tiroler 
Freunde den Italienern bezüglich des Ausbaues 
der südlich des Brenners gelegenen Straßen­
stücke so viel Vertrauen und Glauben ent­
gegenbringen. Es scheint nur in der Diözesan­
frage so zu .sein, daß sich das Heilige Land 
Tirol in Wien und in Rom besonderer Gunst 
erfreut. (Heiterkeit.) 

Die Bundeshandelskammer hat in einem 
Schreiben an das Bundesmil1isterium für 
Finanzen erwähnt, daß wohl zu prüfen ge­
wesen wäre, ob im Tiroler Raum nicht der 
Ausbau der auch für innerösterreichische 
Verhältnisse und für den innerösterreichischen 
Verkehr so wichtigen Inntal Autobahn vor­
dringlich gewesen wäre. 

Vorarlberg droht im Verkehr zu ersticken, 
wenn nicht bald durch den Bau einer Auto­
bahn Abhilfe geschaffen wird. Das Vorarlber­
ger Rheintal ist einer der am dichtesten 
besiedelten und am stärksten industrialisierten 
Landstriche Österreichs. Die Bevölkerung 
wächst hier wie in kaum einem anderen Teil 
unseres Vaterlandes. Alle Anzeichen sprechen 
dafür, daß dieser Konzentrationsprozeß weiter­
hin anhalten wird. Wegen der starken 
Dezentralisierung der Standorte der wirt­
schaftlichen Unternehmungen, die an und für 
sich ja sehr gesund ist, und der aufgegliederten 
Besiedelung des Raumes ist die Pendler­
wanderung in Vorarlberg besonders ausge-

prägt. Aus der geschilderten Situation ent­
wickelte sich im Vorarlberger Rheintal ein 
sehr starker Wirtschafts- und Geschäftsver­
kehr. Dazu kommt der erheblich ins Gewicht 
fallende Einreise- und Durchzugsverkehr von 
Fremden. 

Bei der Behandlung der Autobahnfragen in 
Österreich darf die Verkehrsentwicklung in 
der unmittelbaren Nachbarschaft niemals außer 
acht gelassen werden. Bezüglich Vorar!­
berg ist zu sagen, daß auf der deutschen Seite 
nicht weniger als vier auf Lindau am Bodensee 
zulaufende Straßen derzeit neuzeitlich aus­
gebaut werden. Es handelt sich um die 
Straßen München-Kempten-Lindau, die Al­
penstraße j Oberstdorf-Immenstadt-Lindau, 
die Straße Friedrichshafen-Lindau und die 
Straße ffim-Ravensburg-Lindau. Außerdem 
stehen im Bodenseeraum folgende Schnell­
straßen beziehungsweise Autobahnen in einem 
entscheidenden Planungsstadium : München­
Kempten-Lindau, Ulm-Friedrichshafen­
Lindau und Stuttgart-Stockach-Lindau. In 
der benachbarten Schweiz wird im Zuge des 
Baues des San Bernardino-Tunnels, der vor­
aussichtlich in einem bis in eineinhalb Jahren 
dem Betrieb wird übergeben werden können, 
eine neue Nord-Süd-Linie erschlossen, an 
deren Einzugsgebiet auch Vorarlberg liegt. 

Die dargelegten Gründe verlangen gebiete­
risch die baldige Inangriffnahme des Rheintal 
Autobahn-Projektes. Sektionschef Dipl.-Ing. 
Seidl konnte diesbezüglich anläßlich seiner letz­
ten Besichtigungsfahrt während seines Auf­
enthaltes im Lande Vorarlberg Gott sei Dank 
recht beruhigende Zusagen machen. Hoffen 
wird, daß nach dieser Beruhigungspille recht 
bald ein Straßenarbeitssturm im Vorarlberger 
Rheintal eintritt, hoffen wir, daß der öster­
reichische Autobahnbau auch dort forciert 
wird, wo er besonders vordringlich ist, wo auch 
der Nutzen für Österreichs Volk, Wirtschaft 
und Fremdenverkehr besonders groß ist. (Bei­
fall bei der ÖVP. - Bundesrat Dr. K o ref: 
Was machen wir mit dieser Kriegserklärung 
Vorarlbergsan Tirol ?-BundesratDDr. Pitsc hr 
mann: Das war keine Kriegserklärung! Wir 
sind ein sehr friedliches Volk, weil wir an die 
Schweiz grenzen! - Ruf bei der SPÖ: Födera­
lismus!) 

Vorsitzender : Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Fruhstorfer. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Dr. Fruhstorfer (SPÖ): Hoher 
Bundesrat I Sehr geehrter Herr Minister! 
Herr Staatssekretär I Meine Damen und 
Herren ! Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
über die Abänderung des Bundesstraßengesetzes 
enthält auch einige für Oberösterreich und 
speziell für das Innviertel wichtige und interes-
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sante Details. Zur Be�eisführung wurde jetzt 
sehr viel Zahlenmaterial über die Motorisierung 
herangezogen. Ich darf in diesem Zusammen­
hang vielleicht einen kleinen Beitrag, ,ich 
möchte fast sagen, zur Spezialdebatte leisten 
und mich auf einige Straßenprobleme, die von 
diesem Gesetzesbeschluß berührt werden, 
und zwar auf die Straßenprobleme des Inn­
viertels beschränken. 

Es sind drei Straßen, um die es sich im be­
sonderen handelt : Es geht um den Ausbau 
und um die Fertigstellung der Innviertler 
Fernstraße, die von Wels über Ried nach der 
Grenzstadt Braunau führt. Es geht sodaun 
um die Pramtal Straße, eine Abzweigung von 
dieser Fernstraße in Richtung Schärding, und 
es handelt sich drittens um ein neues Projekt, 
nämlich um eine neue Autobahn, die sich an das 
deutsche Straßennetz anschließen soll, die 
das Innviertel durchqueren wird und in der 
Gegend von Schärding über den Inn führen soll, 
dann weitergeführt wird in Richtung Gries­
kirchen-Wels, um schließlich den Anschluß an 
die Autobahn Salzburg-Wien zu finden. 
So wird also - und das ist eine besondere 
Hoffnung für das Ilmviertel - eines Tages 
auch dieses Gebiet von einer Autobahn durch­
quert werden. Das wird vermutlich wohl 
noch ziemlich lang dauern. Unser Interesse 
geht dahin, die Vorbereitungen zu beschleuni­
gen und möglichst bald zu einer Realisierung 
dieses Vorhabens zu kommen. 

Die steigende Motorisierung - das wurde 
ja heute immer wieder erwähnt - verlangt 
eine Beschleunigung des Straßenbaues. Der 
zunehmende Reiseverkehr, der von der Bundes­
republik Deutschland hereinkommt, verlangt 
gerade auch in diesem Gebiet eine Autostraße. 
Sie wird uns speziell als Zubringer für den 
Fremdenverkehr aus einem dichtbewohnten 
Gebiet, nämlich aus dem Raume Regensburg­
Nürnberg-Würzburg, sehr viele Gäste bringen. 
An diesem Projekt hätte nicht bloß das be­
treffende Gebiet, das Innviertel, ein großes 
Interesse, sondern von einer schnellen Iuan­
griffnahme dieses Straßenbaues würden Linz, 
Wien und das Salzkammergut sehr profitieren. 

Wir im Innviertel sind daran interessiert, 
daß diese zukünftige Autobahn, die bei 
Schärding den Inn überqueren wird, soweit 
es irgend wie geht, an den Bezirk Ried herange­
führt wird, damit auch dieser Bezirk und der 
Bezirk Braunau an dieser Autobahn partizi­
pieren können. Dies müßte umso leichter 
möglich sein, als im südlicheren Gebiet die 
Geländeschwierigkeiten größer sind. Ich möch­
te wiederholen : Schärding hat dadurch, daß 
die Autobahn unmittelbar durchführt, einen 
großen Vorteil, aber die Trassenführung sollte 
so gestaltet werden, daß auch die anderen zwei 
Bezirke möglichst viele Vorteile davon ha.ben. 

Die beiden anderen erwähnten Straßen­
züge - die Innviertler Fernstraße und die 
Pramtal Straße - dienen der Erschließung 
unseres Gebietes, sie dienen der Herstellung 
einer besseren Verbindung mit der Landes­
hauptstadt und mit Wels. Die Fernstraße 
wird auch die Entfernung von Linz naoh 
München um gut 100 km abkürzen. Merk­
würdig ist, daß diese Fernstraße bei Pramers­
dorf aufhört und nur eine Fortsetzung in der 
alten, kurvenreichen und die Höhen auf­
suchenden Straße findet. Den Weiterbau dieser 
Fernstraße zur Flüssigmachung des Ver­
kehrs wünschen sich alle Gemeinden. Ein be­
sonders wichtiges Stück dieser Fernstraße 
wäre die U mfahrung von Ried. 

Im September 1963 haben Besprechungen 
mit Herrn Staatssekretär Kotzina stattge­
funden. Damals haben die Gemeinden dem 
Herrn Staatssekretär ihre Anliegen vorge­
tragen. Herr Staatssekretär Kotzina hat ver­
sprochen, daß 1965 der Weiterbau der Fern­
straße aufgenommen werden wird. Ich möchte 
heute bei dieser Gelegenheit sagen, daß wir 
hoffen, daß es bei dieser Zusage bleibt und daß 
1965 nicht nur an der Weiterplanung dieser 
Straße gearbeitet werden wird, sondern daß 
im Frühj ahr 1965 der Ausbau der Fernstraße 
ohne Unterbrechung bis nach Braunau wieder­
aufgenommen wird. 

Nicht nur die Weiterentwicklung des Vel'­
kehrs hängt von der Abwicklung dieses Bau­
vorhabens ab. Straßenbauten bedeuten auch 
einen Faktor für die wirtschaftliche Aufwärts­
entwicklung eines Gebietes. Durch die Fertig­
stellung der Pramtal Straße würden Orte oder 
Märkte wie Neumarkt, Riedau, Raab aus ihrer 
Isolierung herausgeholt werden. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, welche 
Bedeutung den Straßen im Fremdenverkehr 
zukommt, der eine sehr entscheidende Post 
unserer Handelsbilanz darstellt. Daher ist 
es gerade für uns sehr wichtig, daß die fremden 
Gäste, weIm sie in unser Land kommen, nicht 
den ersten Unterschied zu ihrem Heimatland 
darin erblicken, daß bei uns die StrilJßen 
schlechter si,nd. Gerade die Autobahn, von der 
Bundesrepublik als Europastraße geführt, 
wäre eine außerordent.1ich wichtige Verbin­
dung zwischen dem Westen und dem Osten. 
Damit würde unser Land eine seiner Aufgaben, 
ein Verbindungsland zwischen Ost und West 
zu sein, erfüllen. 

Selbst im Innviertel spielt der Fremden­
verkehr heute keine unbedeutende Rolle. 
Er nimmt ständig zu. Das Innviertel, das bis 
jetzt als Fremdenverkehrsgebiet nicht so be­
kannt war, hat im Sauwaldgebiet, das vor 
allem durch die Nibelungenstraße aufgeschlos­
sen wird, eine sehr schöne, anziehende Land-
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schaft, und es gibt dort eine Verbändegemein­
schaft., die im Innviertel gcradezu bahnbrechend 
mit gutem Beispiel vorausgegangen ist. Im 
südlichen Teil haben wir das lbmer Moor und 
Braullau, als Mittelstück haben wir die 
schönen Waldlandschaften des Hausrucks und 
des Kobernaußer Waldes, die sich sehr gut 
als Erholungsgebiete und für Erholungsdörfer 
eignen. Die Stauseen des Inns haben dieses 
Landschaftsbild stark verändert. Die ober­
österreichische Landesregierung baute zur 
Erschließung dieses Gebietes des Innviertels 
eine lleue Innbrücke bei Obel'nberg, die wohl 
im nächsten Jahr fertiggestellt werden wird. 
( Staatsse kretär Dr. K o t  z i na fällt mit seinem 
Sessel 1tm. - Einige Bundesräte bemühen sich 
�(,rn ihn. - Zwischenrufe.) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch auf 
einen Umstand hinweisen. Das Innviertel war 
einmal als sehr reiche Landschaft bekannt, 
man möchte sagen, als ein Land, in dem Milch 
und Honig fließt. In der Kriegs- und Nach­
kriegszeit war es als Lebensmittelkammer 
berühmt. Gegenwärtig ist aber gerade das 
Gegenteil der Fall. Das Innviertel ist in der 
wirtschaftlichen Entwicklung hinter dem 
Binnenland Österreich zurückgeblieben. Be­
sonders die Bezirke Ried und Schärding sind 
Abwanderungsgebiete. Zwischen den zwei 
Volkszählungen hat der Bezirk Ried 9 Prozent 
und der Bezirk Schärding 6 Prozent seiner Be­
völkerung verloren. Das sind beachtlich hohe 
Prozentsätze an Bevölkerungsverlusten, und 
man findet nicht leicht Grenzbezirke, die eine 
so starke Abwanderung haben. Diese Ab­
wanderung ist eine Folge der Landflucht, die 
wieder durch die Technisierung und Motori. 
sierung der Landwirtschaft verursacht wird, 
denn dadurch werden beträchtliche Kräfte der 
Landwirtschaft frei. Wir sind aber in diesen Be­
zirken bis jetzt nicht imstande gewesen, die frei­
"verdenden Arbeitskräfte im eigenen Gebiet 
in eigenen Betrieben aufzufangen, denn selbst 
die zwei Städte Ried und Schärding weisen eine 
zurückgehende Einwohnerzahl auf. Auch die 
starke "Vinterarbeitslosigkeit, die in diesen 
Bezirken größer ist als im österreichischen 
Durchschnitt, ist ein Beweis dafür, daß wir uns 
dort in einer Art von Notstandsgebiet befinden. 
Dann macht uns auch die außerordentlich 
starke Pendlerbewegung Sorge. 'Veniger 
Menschen in diesem Gebiet heißt weniger 
Käufer, heißt wenigel' Konsum, heißt weniger 
Steuereinnahmen und heißt für die Gemeinden 
weniger Ertragsanteile. 

Man müßte also diese zwei Bezirke zu Wirt­
schaftsentwicklungsgebieten erklären, weil sie 
an der Aufwärtsentwicklung nicht so teilhaben 
wie das übrige Österreich. Der schnelle Aus­
bau des Verkehrsnetzes der Bundesstraßen, 
die Verkehrsaufschließung wäre also eine not· 

wendige Unterstützung der Entwicklung dieses 
Landes, wäre geradezu eine Vora ussetzung 
dafür, daß auch diese Gebiete mit dem übrigen 
Österreich gleichziehen können. Diesen Ge­
bieten müßten Gelder aus der Entwicklungs­
hilfe des Bundes zugeteilt werden. Solche 
Gelder müßten dort investiert werden. Leider 
sind aber wiederholt die Beträge dafür vom 
Finanzminister vollständig gestrichen worden. 

Vielleicht machen diese Bezirke den Fehler, 
daß sie schüchtern und verschämt ihre schwie­
rige Lage verschweigen. Sie machen es wie ein 
ehemals reicher Bauer, der allmählich verarmt, 
der sich aber die geänderte Situation selbst nicht 
eingestehen und es noch viel weniger einem 
anderen sagen will. Ich möchte daher hier auf 
die wirtschaftliche Lage dieser Grenz bezirke 
aufmerksam machen. Ich meine, es sollten 
hier nicht die Gemeinden ein Notopfer für 
den Bund leisten, sondern der Bund ist diesen 
Gemeinden ein Notopfer schuldig ! Noch ein 
Zweites : Der Ballung und der Konzentration 
der Industrie in einem einzigen Raum wäre 
eine gesunde Dezentralisierung entgegt=:nzu­
stellen. 

Zu der Hilfe für dieses Gebiet gehört aber 
auch der Aufbau des Schulwesens, denn auch 
in dieser Hinsicht sind wir gegenüber anderen 
Bezirken zurückgeblieben. Der Rieder Bezirk 
ist beispielsweise der an Hauptschulen ärmste 
Bezirk Oberösterreichs. Wir haben hier schon 
einige Male festgestellt, daß das Bildungs­
gefälle zwischen Stadt und Land ausgeglichen 
gehört. 

Da heute der Herr Staatssekret.är Kotzina 
anwesend ist, möchte ich ihn gleich an den 
Neubau des Bundesgymnasiums Ried und an 
die Zusage erinnern, daß mit dem Bau des 
Gymnasiums noch heuer hegonnen wird. 
Es drängt außerordentlich, denn es gibt dort 
Klassen, in denen bis zu 58 Schüler in einem 
Raum sind; eine Klasse mußte schon außer­
halb dieser Schule untergebracht werden. 
Ried hat alle Voraussetzungen für einen Neu­
bau erfüllt, es hat zirka 20.000 m2 Grund zur 
Verfügung gestellt. Es hat sogar noch mehr ge­
tan : Es hat den Architektenwettbewerb be­
zahlt ; dies in der Hoffnung, daß sich der Herr 
Finanzminister erweichen läßt, uns etwas -vorzu­
reihen. Leider hat sich diese Hoffnung bis jetzt 
nicht erfüllt. Seit 1 960 wartet diese Stadt, 
obwohl sie Gelder für Dinge ausgegeben hat, 
die eigentlich der Finanzminister zu hezahlen 
gehabt hätte. Die Bereitstellung des Grundes, 
die Leistungen für den Architektenwettbewerb 
und für den Sportp1atz, das alles wäTe eigent­
lich Sache des Bundes. Die Stadt Ried hat. es 
gemacht., um die Dringlichkeit des Baues zu 
veranschaulichen, und sehr viele andere St.ädte 
leisten das gleiche. 
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Meine Damen und Herren ! In der schnellen gebaut, von den rund 9,5 Milliarden Schilling, 

Fertigstellung der begonnenen Straßen und im die der Bund auf GI'Und dieses Gesetzes 
Projekt der Autobahn sieht das Imwiertel eine übernimmt, 2,2 Milliarden für Wien verwendet 
Voraussetzung für seine wirtschaftliche Auf- werden. Die Verhandlungen, die auf Initiative 
wärtsentwicklung. der Wiener ÖVP geführt wurden, um den 

Ich möchte noch eines sagen : Die Kollegen Interessen Wiens Genüge zu tun, waren also 
von der ÖVP haben in ihren Reden dem erfreulicherweise von Erfolg gekrönt. 
Herrn Handelsminister und dem Herrn Staats- Wir wissen, daß die Verkehrsprobleme zu 
sekretär Kotzina gedankt. Wir wollen uns den dringendsten gehören, die eine Großstadt 
diesem Dank anschließen und wollen die Ver- lösen muß , will sie nicht zu einer Stätte der 
dienste dieser Herren durchaus nicht schmälern. Qual für ihre Bewohner werden, den Besucher 
Es wäre aber nicht objektiv, würden wir über- abstoßen statt anlocken, dem Staat, dessen 
sehen, daß wir auch dem Herrn Staatssekretär Metropole sie ist, Schande statt Ehre bereiten. 
Weikhart zum Danke verpflichtet sind. (Beifall Wien ist meiner Überzeugung naeh eine 
bei der SPÖ. - Bundesrat B ür k l e :  Ein biß- Aufgabe, die nicht nur die Wiener, sondern 
ehen "proporzioniert"!) Nein, es ist nicht wegen a l l e  Österreicher angeht. Die großen An­
des Proporzes. (Heiterkeit.) Sie reden ja immer strengungen, die wir finanziell selbst in schwe­
so viel von der Zusammenarbeit. Mir kommt ren Zeiten unternommen haben, um dieser 
es so vor, als ob Sie diese Zusammenarbeit Stadt ihr Antlitz zu retten, sind Zeugnis der 
erst in der letzten Zeit entdeckt hätten, und gemeinsamen Verantwortung ganz Österreichs 
auf den Wert dieser Zusammenarbeit kommen für seine Bundeshauptstadt. Burgtheater, Oper, 
Sie erst jetzt. Wir sind der Meinung, daß sich Stephansdom, Parlament, Universität, Stätten 
diese Zusammenarbeit gerade beim Straßenbau von Kunst und Wissenschaft erstanden wieder 
gezeigt hat. Dieser Teil des österreichischen aus dem Schutt des Krieges. 
Aufbaues ist gemeinsam zustande gekommen. Regierung und Volksvertretung zögerten 
Das Geld, das für die Straßen aufgebraucht nicht, die Mittel aus dem Bundesbudget bereit­
wurde, kommt aus der Steuerleistung nicht zustellen, für Anleihen und Kreditaktionen 
bloß von ÖVP-Leuten, sondern an diesen zu bürgen und damit - ein Zeichen des 
Steuerleistungen sind alle Österreicher be- Glaubens an Wien und seine Zukunft - in 
teiligt ! (Zwischenrufe bei der Ö V P. � Bundes- einer Zeit der Not über die Grenzen Österreichs 
rat H o f mann- W el l enhof : Im roten Wien hinaus der Welt zu beweisen, daß wir selbst 
ist das auch so!) uns nicht aufgegeben hatten, so bitter die. 

Dieser Dank wurde dem Herrn Staatssekre- damaligen Prüfungen auch auf uns allen 
tär auch von anderer Seite, auch von Ihren lasteten. 
Leuten, von einigen Landeshauptleuten abge- DaI� der Bundeskanzler, der Finanzminister 
stattet. Wir wollen hier anerkennen, daß dieses und die übrigen Mitglieder der Bundesregierung 
Stück österreichischen Aufbaues in gemein- und des Nationalrates, die auch damals der 
samer Arbeit geleistet wurde, daß nicht bloß Österreichischen Volkspartei angehörten, da­
die eine, die rechte Seite, daran beteiligt war bei niemals fragten, ob in 'Wien eine sozia­
und .die link� zugeschaut h��'" W�r �aben listische Mehrheit regiert oder nicht, halte 
gememsam dIeses Werk des osterrelChischen l ich nicht einmal für eine Tat, für die ich jetzt 
Aufbaues zustande gebracht. 'Venn es heute I besonderes Lob einfordern möchte sondern 
�weifel an dieser Zusammenarbeit gibt : S? für die Erfüllung einer nationale� Pflicht, 
hegt das eben an der Haltung der Österr�lClll- zu der wir von der Österreichischen Volks­
sehen Volks��rtei. (B�i/�ll bei der SPÖ. - partei uns gestern wie heute bekennen, weil 
Bundesrat B ur k l e : D�e �8t an allem sch'uld !) wir das für eine Selbstverständlichkeit halten ! 

Vorsitzender : Zum Wort hat sich Herr Für uns war es daher auch bei dieser Aufgabe, 
Bundesrat Eckert gemeldet. Ich erteile es Wien bei der Lösung seiner Verkehrsprohleme 
ihm. zu helfen, eine Selbstverständlichkeit, in j e-

B d t E k rt ( O" VP) H M" t I nem Augenblick, wo es darauf ankam, nicht un esra c e : err mIR er . 
h d . d' I 't' t' 

M . H St t k t·· , M '  h zuzuse en, son ern mIt 10 nl la Ive zu eIne erren aa sse re are . eine se r ':D verehrten Damen und Herren ! Als Bundesrat ergrel .en. 
von Wien möchte ich zunächst auch meiner Ich möchte dies mit allem Nachdruck be­
besonderen Freude und meiner Genugtuung tonen. Und ich möehte jenen Abgeordneten 
Ausdruck verleihen, daß mit der Bundes- der Österreichischen Volkspartei zum National­
straßengesetznovelle den Interessen, die unsere rat und zum Wiener Gemeinderat, die hier 
Bundeshauptstadt auf dem Gebiet des Straßen- durch Entschließungsanträge und Verhand­
haues anzumelden hat, in besonderem Maß lungen mit den zuständigen Stellen des Bundes 
Rechnung getragen wird. 55 Kilometer Auto- diese Lösung erreicht haben, den Dank aus­
bahn sollen vom Bund auf Wiener Boden sprechen, weil sie nicht parteipolitische Pro-
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paganda betrieben, sondern gehandelt haben. 
Und darauf kommt es an ; der Erfolg ist 
- wie immer - auch hier maßgeblich. 

Ich möchte jenen Männern danken, denen 
es auf Grund der Verfassung zukam, die 
letzte Entscheidung über die Gestaltung der 
Vorlage an den Ministerrat zu treffen : dem 
Herrn Bundesminister für Handel und Wieder­
aufbau Dr. Bock und seinem für diese Fragen 
in besonderem Maße zuständigen Herrn Staats­
sekretär Dr. Kotzina. Meine Damen und 
Herren ! Hier wurde eine wichtige Tat für 
Wiens Zukunft gesetzt, und wir haben allen 
Grund, jenen, denen von der Verfassung die 
Verantwortung für die Ausarbeitung der Vor­
lage übertragen ist, den Dank nicht schuldig 
zu bleiben. 

Wir dürfen aber - hier möchte ich meine 
Stimme als Wirtschaftspolitiker erheben -
das Problem des Straßenbaues nicht nur als 
eine Frage berechtigter Wünsche und dem 
Zwecke entsprechend ausgearbeiteter Regie­
rungsvorlagen betrachten. Immer wieder zieht 
sich durch all die Diskussionen um den 
Straßenbau die Forderung nach Geldmitteln, 
die dafür notwendig sind. Der Straßenbau 
verschlingt Millionen und Milliarden von 
Schilling. So entscheidend er für das Leben 
eines modernen Staates ist, so teuer kommt er 
dem Volk, das in diesem Staate lebt. 

Wir wissen aus den Diskussionen um den 
Straßenbau ferner, daß der Bund einen ent­
scheidenden Teil der erwachsenden finanziellen 
Kosten sicherlich auch in der Zukunft wird 
tragen müssen. Wer dies klar vor Augen hat 
und gleichzeitig die staatspolitische Bedeutung 
des Straßenbaues bedenkt, wer sieht, daß 
Sicherheit und Gesundheit zehntausender 
Menschen von guten und richtig geführten 
Straßen abhängen, daß das Blühen des Frem­
denverkehrs und damit die Quelle des Ein­
kommens eines beträchtlichen Teiles der Öster­
reicher damit verbunden ist, daß die Straßen 
tatsächlich das Gefäßsystem eines modernen 
staatlichen Organismus sind, der wird, wenn 
er die Dinge bis zum Ende durchdenkt, nicht 
an der Tatsache vorbeigehen können, daß eine 
entscheidende Grundlage für all das die Auf­
bringung der erforderlichen Geldmittel ist. 

Meine Damen und Herren ! Von hier aber 
kommen wir bereits zur nächsten Frage : Wer 
soll die Geldmittel aufbringen ? Was muß 
geschehen, damit sie aufgebracht werden 
können ? Die Geldmittel werden von der 
gesamten Wirtschaft aufgebracht. Es ist die 
Arbeit, die die Menschen in diesem Vater­
lande leisten und die Ertrag bringt. Nur 
soweit die Arbeit eines Volkes ergiebig ist, 
wird es als Gemeinschaft genügend Mittel 
besitzen, um gemeinschaftliche Aufgaben er-

füllen zu können. Nur das, was die Arbeit 
eines Volkes abwirft, wird dieses Volk ver­
brauchen und investieren können. 

Daraus ergibt sich die Aufgabe, mit all 
unserer Kraft für eine Wirtschaftspolitik 
einzutreten, die den Leistungskräften aller 
Österreicher den größtmöglichen Anreiz gibt, 
Hindernisse aus dem Weg räumt und den 
Willen zur Leistung stärkt. 

Verkennen wir nicht die Hemmnisse, die 
einer echten Leistungskraft eines Volkes Ab­
bruch tun und ihm im Wege stehen ! Dort, 
wo die Freude am Ertrag der Leistung fehlt, 
wo die persönliche Verbindung zwischen grö­
ßerer Anstrengung und größerem Nutzen fehlt, 
wo eine staatliche Zentrale an die Stelle des 
Individuums, der Einzelpersönlichkeit, zu tre­
ten sucht, dort wird dieser Anreiz fehlen, dort 
wird die Freude an der Leistung, ja sogar 
vielfach die Freude am Leben getötet, dort 
herrscht der Geist der Masse ohne echtes 
inneres Interesse des einzelnen. Behalten wir 
daher das Gefälle im Auge, das zwischen den 
wirtschaftlichen Systemen dieser Welt deut­
lich zu bemerken ist ! 

Lassen Sie mich - weil wir gerade beim 
Straßenbau und damit beim Auto sind -
dies an der Zahl der Personen illustrieren, 
auf die in den einzelnen Staaten ein Personen­
auto kommt : in den USA auf jeden 3., in 
Frankreich auf jeden 7. , in der Bundesrepublik 
Deutschland auf jeden 8., in Österreich auf 
jeden 13., in der Deutschen Demokratischen 
Republik auf jeden 95., in Jugoslawien auf 
jeden 187., in Ungarn auf jeden 356.,  in Ru­
mänien auf jeden 1521 . ,  und in China hat 
nur jeder 20.923. einen Personenwagen zur 
Verfügung. 

Vergessen wir aber auch nicht darauf, daß 
höherer Lebensstandard keinem Volke in 
den Schoß fällt. Je mehr pro Kopf der Be­
völkerung erzeugt wird, desto mehr kann pro 
Kopf der Bevölkerung verbraucht und inve­
stiert werden. Das ist ein Gesetz, um das 
niemand herumkommt. 

Mehr pro Kopf der Bevölkerung zu er­
zeugen, um auch den Straßenbau weiter fördern 
und ausbauen zu können, heißt nicht not­
wendiger weise mehr Schweiß, längere Arbeits­
zeit, anstrengenderes Leben. Nein ! Es heißt 
nur, daß die Arbeit produktiver sein muß, 
daß sie mit mehr Intelligenz, mit mehr Ini­
tiative als bisher - soweit dies möglich ist -
geplant wird, mit mehr Einfallsreichtum durch­
geführt, mit Hilfe besserer Maschinen bewerk­
stelligt, immer wieder unter Ausnützung der 
neuesten Errungenschaften den sich wandeln­
den Verhältnissen angepaßt wird. Das er­
fordert vor allem eines : Interesse jedes Arbei­
tenden für die Arbeit ; ständige Aufmerksam-
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keit und den Willen, mit den Besten Schritt 
zu halten oder sie womöglich noch zu ü ber­
treffen. Davon hängen unsere Möglichkeiten 
ab, die staatspolitischen Aufgaben zu er­
füllen, denn nur dann können wir sie auch 
real finanzieren. 

Daher ist es von größter Bedeutung, unsere 
Aufmerksamkeit der Tatsache zuzuwenden, 
daß beispielsweise im Jahre 1962 in den USA 
pro Kopf der Bevölkerung 77.000 S an Werten 
in Form von Waren und Dienstleistungen 
erzeugt wurden, in Schweden rund 49 .000 S,  
in der Schweiz 48.000 S, in der Bundesrepublik 
Deutschland 40.000 S, in Österreich rund 
26.000 S.  

Das sind entscheidende Voraussetzungen. 
Wir sind daher - wie mir scheint - in Öster­
reich nur gut beraten, wenn wir alles daran­
setzen, dort aufzuholen, wo wir noch im 
Hintertreffen liegen. Der Ruf nach mehr Geld 
für den Straßenbau muß - meiner Über­
zeugung nach - ins Leere gehen, wenn wir 
nicht gleichzeitig als Volksvertreter mit ganzer 
Kraft dafür eintreten, daß unsere Wirtschafts­
politik für die Stärkung der Leistungskraft 
unserer Volkswirtschaft sorgt. 

Ich fühle mich verpflichtet, das hervor­
zuheben, weil ich mir über die Schlüsselfunk­
tion klar bin, die dem Straßenbau für unsere 
Zukunft zukommt, und zwar nicht nur allein 
für unser Wien, sondern auch für unser ge­
samtes Vaterland Österreich. Diesbezüglich 
fühle ich mich ausnahmsweise vollinhaltlich 
auf der gleichen Linie mit dem Herrn Kollegen 
Porges, daß nämlich auch ich hoffe, daß es 
unter diesen Voraussetzungen - wie es auch im 
Nationalrat der Herr Handelsminister zum 
Ausdruck gebracht hat - über alle Parteien 
hinweg möglich sein wird, weitere zusätzliche 
Mittel für den Straßenbau nicht nur für Wien, 
sondern für alle Bundesländer zur Verfügung 
zu halten. (Beifall bei der (J V P und bei Bundes­
räten der S pO.) 

Vorsitzender : Zum Wort ist weiters Herr 
Bundesrat Bandion gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Bandion (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Herr Minister ! Meine Herren Staatssekretäre ! 
Meine Damen und Herren ! Im Sinne des vom 
Nationalrat am 3. Juni 1964 beschlossenen 
Bundesgesetzes über die Abänderung des 
Bundesstraßengesetzes sollen weitere Straßen­
züge, die durch die stürmische Verkehrsent­
wicklung für den Durchzugsverkehr Bedeutung 
erhalten haben, zu Bundestraßen erklärt wer­
den. Darüber hinaus sollen die bereits trassier­
ten Autobahnstrecken fertiggestellt und meh­
rere wichtige Teilstrecken neu geplant und so 
rasch als möglich einer Verkehrsbenützung zu­
geführt werden. 

Als Vertreter des Landes Niederösterreich 
will ich die vordringlichsten Wünsche dieses 
räumlich größten und der Einwohnerzahl nach 
zweitgrößten Bundeslandes anmelden. 

Grundsätzlich müssen die Straßen nach der 
Verkehrsdichte und nach der Verkehrsbela­
stung ausgebaut und erhalten werden. Ich 
möchte hiebei auch die Straßenbelastung her­
vorheben, weil bekanntlich der schwere und 
schwerste Lastenverkehr die Straßen am meisten 
beansprucht. 

Es ist eine statistisch genau erfaßte Tat­
sache, daß sich die dichtesten und dauernden 
Verkehrsströme auf den Ausfallstraßen von 
Wien nach Niederösterreich und durch Nieder­
österreich und umgekehrt bewegen. In der 
Großstadt Wien sind derzeit rund 256 .000, 
in Niederösterreich 255.000 Kraftfahrzeuge 
gemeldet. Das sind 45 Prozent aller in Öster­
reich angemeldeten Fahrzeuge. Der gesamte 
Verkehr dieser Fahrzeuge von Wien nach 
Niederösterreich und von Niederösterreich 
nach Wien sowie der Verkehr der westlichen 
und südlichen Bundesländer geht über diese 
Straßen Niederösterreichs. Es muß daher bei 
den kommenden Budgetverhandlungen be­
ziehungsweise bei den Finanzausgleichsver­
handlungen darauf Rücksicht genommen 
werden. 

Niederösterreich hat zwei besondere 
Wünsche im Zusammenhang mit diesem Bun­
desgesetz. Ein Wunsch geht auf die Über­
nahme von mindestens weiteren 1000 km 
niederösterreichischer Durchgangsstraßen 
durch den Bund und den Bau einer Donau­
brücke im Raum von Melk-Krems zur bes­
seren Verkehrsaufschließung des Waldviertels. 
Während das Verhältnis zwischen Bundes­
straßen und Landesstraßen im Burgenland, in 
Kärnten, in Salzburg und Tirol 1 :  1 bis 
1 :  1,2 , in Vorarlberg und in der Steiermark 
1 : 2,3 ist, liegt es in Niederösterreich bei 
1 : 3,48 . Das ist eine offensichtliche Benach­
teiligung dieses Bundeslandes hinsichtlich der 
Übernahme von Bundesstraßen. In Nieder­
österreich gibt es derzeit 3000 km Bundes­
straßen, aber 10.600 km Landesstraßen und 
13 . 700 km Gemeindestraßen. Dagegen beträgt 
das ganze Wiener Straßennetz 2030 km. 
Niederösterreich muß 16 Prozent seines Landes­
budgets für die Erhaltung der Landesstraßen 
aufwenden, wogegen Wien nur 4 Prozent 
seines Landesbudgets hiefür aufwendet. 
(Bundesrat Porge s :  Da8 ist aber ein Unter-
8chied!) 

Unser zweiter, nicht minder wichtiger 
Wunsch zielt auf den weiteren Ausbau der 
Autobahn-Südeinfahrt. Dies liegt im Inter­
esse aller Autobahnbenützer, die vom Westen 
nach den südlichen Gebieten Niederösterreichs, 
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nach dem Burgenland, der Steiermark und 
nach Kärnten gelangen wollen. Das sind 
30 Prozent aller Autofahrer, die vom Westen 
hereinfahren. Nicht zuletzt betrifft es aber 
auch alle jene, die die großen und dichtbe­
siedelten Gebiete der südlichen und östlichen 
Wiener Bezirke anfahren wollen. Insbesondere 
muß darauf Rücksicht genommen werden, 
daß man, um den Schwechater Flugplatz zu 
erreichen, nicht allein auf die Durchfahrt 
durch die Großstadt Wien mit ihren besonders 
hohen Verkehrsspitzen angewiesen sein soll. 
Durch die Fertigstellung dieses verhältnis­
mäßig kurzen und billigen Autobahnstückes 
werden auch die wirtschaftlichen Schwer­
punkte Niederösterreichs, das Gebiet Krems­
St. Pölten mit dem großen Hinterland des 
Waldviertels und des Voralpenlandes, mit dem 
Industriegebiet der Südbahnstrecke und des 
Wiener Beckens eine wichtige Verbindung er­
halten. 

Ein weiteres wichtiges Argument für den 
Ausbau (lieses Autobahnstückes ist aber auch 
die Entlastung Wiens vom Lastenver kehr. So wie 
die Ringstraße für den Lastenverkehr gesperrt 
ist, muß im Hinblick auf den zunehmenden 
Lastenverkehr die Stadt entlastet werden. 
Denken wir an die vielen Tankwagen, die 
von der Großraffinerie Schwechat die Öl­
produkte in das ganze Land verbringen und 
derzeit zu 90 Prozent durch die Großstadt 
Wien fahren müssen. 

Für diese Südeinfahrt sind bereits 370 Milli­
onen Schilling aufgewendet worden, davon 
rund 200 Millionen Schilling durch die Reichs­
autobahnverwaltung und rund 170 Millionen 
Schilling von der österreichischen Bundes­
straßenverwaltung. Leider sind die Arbeiten 
seit einiger Zeit wegen Geldmangels eingestellt 
worden. Es muß dabei besonders darauf hinge­
wiesen werden, daß für die Teilstrecke Stein­
häusI-Alland nur rund 60 Millionen Schilling 
erforderlich sind, mll einen Anschluß an den 
St.raßenknot.enpunkt im Raum von Allami zu 
schaffen, von wo drei Bundesstraßen ab­
zweigen - eine nach Mödling, eine nach Baden 
und eine nach Berndorf-Wiener Neustadt -
und somit eine EnUastung für die besonders 
dicht besiedelten Gebiete bringen. 

Im Namen Niederösterreichs appelliere ich 
an den Herrn Bundesminister für Handel und 
'Wiederaufbau und an seinen Herrn Staats­
sekretär, im Interesse aller Kraftfahrzeug­
benützer diesen unseren Wünschen entgegen­
znkommen. 

Meine Fraktion wird diesem Gesetze ihre 
Zustimmung geben. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Vorsitzender : Am Schluß der Debatte hat 
sich noch der Herr Staatssekretär Kotzina zum 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau Dr. Kotzina: Hohes 
Haus ! Zunächst darf ich darauf hinweisen, daß 
es einem persönlichen Wohlwollen entsprechen 
mag, wenn im Zusammenhang mit meinem 
Sturz von der Regierungsbank der Hoffnung 
Ausdruck gegeben 'wurde, daß das nicht sym­
bolisch mit meinem politischen Sturz ver­
bunden sein möge. (Heiterkeit.) Es war aber 
auch nicht die Tatsache der Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Dr. Fruhstorfer, die mich 
von der Regierungsbank hinuntergleiten ließ, 
sondern lediglich die Tatsache, daß ich zu sehr 
am Rande der Regierungsbank meinen Platz 
einnehme. (Erneute Heiterkeit.) Das mag ein 
warnendes Vorzeichen sein. 

Hohes Haus ! Es ist in der Diskussion, in 
den Ausführungen der Redner beider Frak­
tionen und der Bundesräte aus den ein­
zelnen Bundesländern zum Ausdruck ge­
kommen, welch großes Interesse gegenwärtig 
und in der nächsten Zeit dem Straßenbau 
Österreichs vom Staat entgegengebracht wird. 
Es erfüllt mich, der ich innerhalb des Handels­
ministeriums ressortzuständig bin, mit Ge­
nugtuung, daß im allgemeinen der gute Wille 
anerkannt wird. Inwieweit Leistungen er­
bracht werden können, ist ja wesentlich durch 
die finanziellen Möglichkeiten bedingt. Es 
wurde auch davon gesprochen, daß mit dieser 
Bundesstraßengesetznovelle im wesentlichen 
ein Autobahnkonzept für eine absehbare Zeit 
erstellt würde, und es wurde damit auch die 
Hoffnung verbunden, daß dieses Autobahn­
konzept, das auf mehrere Jahre hinaus vorge­
zeichnet ist, auch realisiert werden kann. 

Ich darf es mir ersparen, auf die einzelnen 
konkreten Hinweise, ob Vorhaben in dem oder 
in jenem Land vordringlicher wären, besonders 
einzugehen, aber '\Tenn schon im Nationalrat 
und auch heute im Bundesrat von den Ex­
ponenten Niederösterreichs darauf hingewiesen 
wurde, daß dieses Land in der let.zten Zeit 
besonders benachteiligt worden sei, dann kann 
ich es mir denn doch nicht verkneifen, aufzu­
zeigen, welche Summen in den letzten zwei 
Jahren - mit Recht - im Bundesland 
Niederösterreich verbaut wurden.  Auf dem 
Sektor der Autobahnen wurden im Jahre 1963 
von insgesamt 902 Millionen Schilling 447 Milli­
onen Schilling, also rund die Hälfte, in Nieder­
österreich aufgewendet. (Bundesrat Dr. K 0-

re l :  Hört ! Hört !) Im Jahre 1964 sind es 
von insgesamt rund 990 Millionen Schilling, 
die in ganz Österreich verbaut werden, 640 Mil­
lionen Schilling für Niederösterreich. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! Das ist 
verständlich, denn wir bauen die Autobahnen 
nach anderen Gesichtspunkten als die Bundes­
straßen, und wir sind eben in der glücklichen 
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Lage, von Salzburg, vom Westen kommend, 
nunmehr vor den Toren Wiens zu halten. 

Wir wollen also nach dem Gesetz auch 
in Wien eindringen und sind daher im Begriff, 
das in Niederösterreich liegende let,zte Auto­
bahnstück zu vollenden. Außerdem wurde 
auf niederösterreichischem Boden auch die 
Süd-Autobahn von Wien in Richtung Wiener 
Neustadt gebaut, beziehungsweise sie be­
findet sich im Endstadium ihrer Fertigstellung. 

Das sind die Ursachen dafür, warum 
in Niederösterreich besonders viel auf dem 
Sektor des Autobahnbaues aufgewendet wurde. 

Bei den Bundesstraßen ist das Verhältnis 
offensichtlich nicht so günstig für Niederöster­
reich ; immerhin wurden auch im Jahre 1963 
VOll dem Gesamtbetrag von 1,6 Milliarden 
Schilling 423 Millionen Schilling in Nieder­
österreich aufgewendet, und im Jahre 1964 
werden es von insgesamt 1 ,66 Milliarden 
Schilling 452 Millionen Schilling sein ; also 
wieder ein Betrag, der nicht als winzig be­
zeichnet werden kann. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang dar­
auf hinweisen, daß es nicht günstig wirkt, 
wenn ein Bundesland scheel auf das andere 
blickt und unbedingt glaubt, übervorteilt 
zu sein. Daraus könnte sich allmählich 
ein Kampf aller gegen alle formieren, was 
sicherlich, vom gesamtösterreichischen Stand­
punkt aus gesehen, nicht als ersprießlich 
zu bezeichnen wäre. 

Im allgemeinen kann ich aber doch fest­
stellen : Der Tenor der Ausführungen war, 
daß man die Bemühungen, zu einem Gesamt­
konzept zu kommen und die Mittel möglichst 
gerecht und vor allem möglichst zweck­
mäßig zu verwenden, auch anerkennt. 

Nun möchte ich auf den besonderen Fall 
der Brenner Autobahn hinweisen. Es wurde 
darüber Klage geführt, daß mit dem Bau 
der Brenner Autobahn in Zukunft eine Art 
Diskriminierung verbunden sein werde, weil 
es derzeit bei keiner Autobahn eine Maut 
gebe und nur für das Stück Innsbruck­
Brenner eine Maut in Aussicht genommen sei. 

Objektiverweise wurde schon im Zuge der 
Debatte zum Ausdruck gebracht : Der wich­
tigste Grund hiefür liegt darin, daß mit 
Hilfe einer außerbudgetlichen Finanzierung 
der zügige Ausbau dieser wichtigen Trans­
versale durch Österreich garantiert werden 
soll. Wenn überhaupt ein Autobahnstück 
eine Maut verträgt, dann ist es - das waren 
zumindest die Überlegungen auf der Re­
gierungsebene - das Autobahnstück Inns­
bruck-Brenner, das die Fremden auf rascheste, 
schnellHt.e und billigste Art wieder aus Öster­
reich hinausführt. 

Im übrigen kennen wir ja süd1ich unserer 
Tiroler Grenze auch die Autobahnmaut, so­
daß die Maut in diesem Raume nicht so fremd 
wirken wird, wie es bei einer Maut beispiels­
weise bei Salzburg oder in einem anderen 
Abschnitt, in dem Autobahnen von Norden 
in unser Land führen oder führen werden, 
der Fall wäre. 

Im Zuge der weiteren Entwicklung und im 
Zuge der weiteren Überlegungen wird sich 
herausstellen, ob und wo unter Umständen 
andere Finanzierungsarten als lediglich solche i m  
Wege des Budgets zu suchen sein müßten, 
um einen zügigen Bau der Autobahnen zu 
gar an tieren. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß dieBes 
Autobahnkonzept, dem Sie heute durch die 
Annahme der Novelle zum Bundesstraßen­
gesetz zustimmen werden, im wesentlichen 
insgesamt 1090 km an Autobahnen in Öster­
reich vorsieht, von denen rund 300 km bereits 
fertig sind, sofern man jene Strecke dazu­
zählt, deren Herstellung sich im Endstadium 
befindet, sodaß durch diese Novelle 790 km 
an neuen Autobahnen hinzukommen. 

Wir haben uns genau überlegt, ob diese -
für Österreich gesehen - große Zahl von 
Autobahnkilometern in technischer und bau­
licher Hinsicht in einer vertretbaren Zeit 
hergestellb werden kann. Unsere gegcnwärt,igen 
Anstrengungen beim Autobahnbau sind nicht 
allzu gigantisch, weil eben die Mittel fehlen. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß die Mittel, die seit Beginn des 
Autobahnbaues jährlich im wesentlichen aus 
dem außerordentlichen Budget stammen, nicht 
jedes Jahr aufgest.ockt, sondern abgebaut 
wurden. Während vor etwa neun Jahren 
im außerordentlichen Budget hiefür 720 Mil­
lionen Schilling vorgesehen waren, ist dieser 
Anteil im heurigen Budget auf 150 Millionen 
Schilling heruntergepurzelt. Die übrige Finan­
zierung der Autobahn erfolgt im wesentlichen 
aus dem " Bundesstraßentopf" des Zuschlages 
zur Mineralölsteuer. 

Es bedarf daher aller Bemühungen, damit 
in Hinkunft, vom kommenden Budget jahr 
an, wesentlich mehr Mittel für den Autobahn­
bau zur Verfügung gestellt werden, als es 
gegenwärtig der Fall ist. 

Ich möchte noch einmal auf die Realisier­
barkeit der Autobahnprojekte zu sprechen 
kommen. Durch eine Verdoppelung der An­
strengungen beim Autobahnbau wäre es un­
schwer möglich, statt derzeit durchschnittlich 
30 km im Jahr 60 km j ährlich zu bauen. Das 
könnte von den Straßenbaufirmen sehr leicht 
verkraftet werden, ohne daß dadurch die Bau­
konjunktur überhitzt würde. Der Straßenbau 
muß nämlich losgelöst vom Hochbau betrachtet 
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werden. Er ar beitet sehr maschinenintensiv 
und benötig t wenig Arbeitskr äf te. Die Mecha­
nisierung auf dem Straß enbausektor sch reitet 
von J ahr zu J ahr kräftig vor wärts. 

Wir wü rden daher zur Realisier ung dieses uns 
g estellten Autobahnkonzeptes, dem wir heute 
durch die Annahme des Bundesg esetzes unser e 

Zustimmung g eben, 13 J ah re benötig en; also 
immer hin eine sehr l ang e Zeit ang esich te der 

Verkehr sdichte und des ständig en Anwach sens 
des Ver kehr s, der sich ni ch t in arithmetischer, 
sondern in g eometr ischer Weise verstär kt. 

Wenn wir in dem Schneckentempo von heute 
weiter bauten, wür den wir fast dr ei J ahr zehnte 
brauchen, um di ese Autobahnen zu err ichten. 

Meine sehr g eehrten Damen und Herr en! 
I n  der nächsten Zeit müssen alle Anstr eng ung en 
g emacht wer den, um die Autobahnen in 
Ö sterr eich in einem v er stär kten Temp o zu bauen. 
E s  soll aber auch die Wichtig keit der sonstig en 
Bundesstr aßen nicht ü bersehen wer den. I ch 
spreche j a  heute von den Autobahn en nur des· 
weg en, weil diese Novelle zum Bundesstr aß en­

g esetz die neu hin zug ekommenen Autobahn­
trassen enthält und ni chts Wesentl iches ü ber 
die z usätzlichen Bundesstraßen aussag t, g e­
schweig e  denn über den Bau von sonstig en 

Straßen, von Landesstraß en und derg leichen, 
deren Bedeutung nicht ver kannt wer den soll. 

Es wird daher eines echtenZusammenwir kens 
der Reg ierung und des Nationalrates sowie einer 

Mitwirkung des Bundesr ates bedü rf en, um 
in der kommenden Zei t diese g ewal tig en A uf­

g aben, die nunm ehr auf dem Gebiete des 
Str aß enbaues durch die Notwendig keit der 
Real isierung dieser Novelle zum Bundes­
str aßeng esetz bestehen, zu erf üll en. I ch bin 
sehr dankbar, daß bis vor einig er Zeit der 

Her r Bundesmi nister für F inanzen zug eg en 
war, um auch aus Ihr em Munde die Notwendig, ­
keit und die Gewich tig keit des Baues von 

Straß en zu vern ehmen. (Einige Bundesräte 
geben dem Redner durch Handbewegungen zu 
verstehen, daß Bundesminister für Finanzen 
Dr. Schmitz noch im Saale anwesend ist.) Ich 
st elle richtig :  Der H err Bundesmini ster für 

F inanzen ist im Hause und hat daher Geleg en. 
heit g ehabt, vom Beg inn bis zum E nde diese 

Debatte über die Notwendig keit des Str aß en. 
baues zu hör en. 

Zum Schluß, meine sehr g eehrten Damen und 
Herren, noch ein Wort: E s  wur de den Herr en, 
die sich um das Zustandekommen dieser 

Novelle und dieses Gesetzes bemü ht haben, 
Aner kennung g ezollt, und es wurde ein g emein ­
sames Bekenntnis zur Notwendig keit eines 

r aschen und züg ig en Ausbaues unseres Straßen­
netzes ausg esprochen, des Straß ennetzes, das 
nicht nur zur Befr iedig ung der Verkehr sbe­
dürfnisse, di e g ewalti g  g estieg en sind, notwendig 

ist. Es wur den sehr tr eff ende Hinweise 
ü ber das Anwachsen des KFZ-Bestandes g e­
macht. Man hat sehr nachdrücklich dar auf hin­

g ewiesen, daß der Fremdenver kehr einer der 
g ewi chtig sten Faktoren innerhalb unserer 
Volkswi rt sch aft ist und der ausg leichende 
F aktor für eine aktive Zahlung sbilanz g ewor den 
ist. Man hat darg eleg t, daß die Straßen 

g rundleg ende Voraussetzung en f ür einen g uten 
Fr emdenverkehr sind. I ch möchte darüber 
hinaus auch dar auf hi nwe isen, daß wir mit 
dem Bau von g uten Dur chzug sstraß en und 

Ver bindung sstr aß en mit den Straß en der übr i­
g en europäischen Staaten ohne Ver träg e sehr 
viel und sehr Entscheidendes im Dienst e und 
im I nter esse einer europ äischen Integ ration tun. 

Al le diese Gesichtspunkte, meine Damen und 
Herren, mög en dahin g ehend wi rken, daß wi r 
vom kommenden J ahr an auch die notwendig en 

Mittel bekommen. 

I ch möchte in diesem Zusammenhang mei­
nem Kol leg en Wei khar t ein Wort des Dankes 
sag en. E r  hat sich ehr lich bemü ht, Schwierig­
keiten, die es auf der pol itischen E bene eben 
immer wieder auch g ibt, zu beseitig en. Er hat 
damit dazu beig etrag en, daß beide Par teien 
in der Reg ierung - im Nationalrat haben es 
alle dr ei g etan - diesem Gesetz die Zustim­
mung g eg eben haben. I ch g ebe meiner Hoff­
nung Ausdr uck, daß ein g utes und eng es Zu­
sammenwi rken auch auf der politischen E bene 
seh r dazu beitr ag en wi rd und beitr ag en mög e, 
daß sich Ö ster reich ni cht nur auf dem Geb iete 
der Straß enbaupolitik, sondern in der g esamten 
österr eichischen Wir tschaftspolitik wieder 
aufwär ts beweg t. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender : Ferner hat sich Herr Staats­
sekretär Weikhart zum Wor t g emel det. 

Staatssekr etär i m  Bundesmini ster ium f ür 
Handel und Wieder auf bau Weikhart : Hoher 
Bundesr at! S ehr g eehrw Dame n und Her ren! 
Den Ausführ ung en meines Kolleg en, des Herrn 
Staatssekretär s  Dr. Kotz ina , möchte ich 
eine g anz kurze Bemerkung hinzufüg en. Wir 
lesen sehr oft in den Zeitung en das Wort 

"Fl ecker lteppich" .  Man kann dar über dieser 
oder j ener Meinung sein. Wahr ist, daß der 
sog enannte "Fl eckerl teppich" nicht so mir 
und di r nichts g ekommen ist, weil es dem ein en 
op er dem anderen Herr n oder Mi nisterium 
oder der ein en oder anderen Behörde oder 
sonst irg end j emandem g erade g epaß t  hat, 
sonder n  der sehr verulkte sog enannte "Flek­
kerlteppi ch" war oft eine außeror dentlich 
harte Notwendig kei t. 

Solche Notwendig keiten haben wir im 
nächsten J ahr wieder vor uns. Und nur um das 

f estzustellen, habe ich mich zum Wort g e­
mel det. E s  g ibt zwei wi chtig e  Autobah nstü cke 
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- ich bitte um Entschuldigung, mich hat nur 
gewundert, daß nicht einer der aus diesen 
Ländern kommenden Herren Bundesräte dazu 
etwas sagte - :  im Raum Graz-Glei�dorf 
und im Raum Villach-Klagenfurt. Jeder, 
der durch diese Gegend fährt, weiß, wie hart 
und wie außerordentlich schwer sich dort 
der Verkehr abspielt und welch große Frequenz 
auf diesen Strecken zu verzeichnen ist. Und 
wer noch dazu einmal in der Saison im Raum 
Klagenfurt-Villach gewesen ist und weiß, daß 
diese Bundesstraße durch die bekanntesten 
internationalen Fremdenverkehrsorte, wie 
etwa Krumpendorf, Pörtschach und vor allem 
Velden, führt, und erlebt, zu welchen Stauungen 
es dort kommt, der muß sagen : Ja, hier sind 
Notwendigkeiten gegeben, denen vielleicht am 
schnellsten Rechnung getragen werden muß. 
Daher haben wir auch - das ist klarerweise 
auch eine Forderung der Länder - bereits 
intern besprochen, daß diesen zwei großen 
"Straßenübeln" - nur im Sektor Autobahn -
so rasch wie möglich beizukommen ist und daß 
wir so rasch wie möglich auf diesen beiden 
Strecken sowohl in der Steiermark als nun 
auch in Kärnten mit den Arbeiten beginnen 
müssen. Damit können wir wiederum ein 
Stück Aufbauarbeit für unser schönes Heimat­
land Österreich durchführen. Damit wollen 
und müssen wir auch wiederum einen Beitrag 
für den so wichtigen Fremdenverkehr leisten. 

Aus dieser Erwägung heraus sollen Sie -
und deswegen habe ich mich, wie gesagt, 
zum Worte gemeldet - davon Kenntnis 
haben. Wenn wir mit Vertretern der Presse 
und mit interessierten Menschen darüber 
sprechen, dann sollen wir ihnen sagen : Der 
"Fleckerlteppich", von irgendeinem J ourna­
listen erfunden und dann als Schlagwort weiter­
getragen, hat schon eine gewisse Notwendig­
keit und eine gewisse wirtschaftliche - nicht 
politische - Bedeutung. Dem Straßenbau 
von der wirtschaftlichen Seite her an den Leib 
zu rücken, ist unser aller Aufgabe. Deswegen 
bitte ich Sie alle, dann, wenn es um die Lösung 
dieser Probleme geht, das notwendige Verständ­
nis dafür aufzubringen. Ich danke Ihnen recht 
schön. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Bet'ichterstatter 
das Schlußwort � - Sie verzichten. 

Wir kommen zur Abstimmung, die ich 
über jeden Gesetzesbeschluß getrennt 
vornehme. 

Bei der getrennt durchgeführten A bs t im­
mung beschließt der Bundesrat, gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates, betreffend die 
Abänderung des Bundesstraßengesetzes, und gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates, betreffend 

die Finanzierung der Autobahn I nnsbruc1c­
Brenner - soweit dieser der Beschlußfassung 
des Bundesrates unterliegt-1ceinen Einspr uch 
zu erheben. 

Die E ntschl ießung zum Bundesgesetz, 
betreffend die Abänderung des Bundesstraßen­
gesetzes, wird angeno m men. 

3. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juni 1964 : Bundesgesetz über die Aus­
prägung von Goldmünzen (Goldmünzengesetz) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 3. Punkt 
der Tagesordnung : Goldmünzengesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Doktor 
Pitschmann. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu referieren. 

Berichterstatter DDr. Pitschmann : Meine sehr 
geehrten Herren Staatssekretäre ! Meine Damen 
und Herren ! Der gegenständliche Gesetzes­
beschluß hat in erster Linie eine Neuregelung 
des Rechtes der Ausprägung und des Verkaufes 
von Handelsmünzen zum Gegenstand. Das 
Bundesgesetz vom 31. Jänner 1 951 über die 
Ausprägung von Handelsmünzen hat sich 
durch die weitgehende Liberalisierung auf dem 
Devisensektor und im Gefolge des allgemeinen 
Wirtschaftswachstums als überholt und weit­
gehend ungenügend erwiesen. So war bei­
spielsweise bisher das Prägemonopol des 
Staates hinsichtlich der Handelsgoldmünzen 
strafrechtlich nicht geschützt, wodurch dem 
Staat Einnahmen entgehen und den Käufern 
Schaden entstehen konnten. Der zu behan­
delnde Gesetzesbeschluß soll diese und andere 
Mängel weitgehend beseitigen und das bis­
herige Gesetz ersetzen. 

Im Gesetz ist beispielsweise auch die Ver­
pflichtung enthalten, daß gewerbsmäßige Ver­
käufer von Handelsgoldmünzen auch den 
Feingoldgehalt auszuweisen haben. Da den 
Handelsgoldmünzen vielfach die Funktion von 
Geldmünzen zukam und auch weiterhin zu­
kommt, wird auch eine umsatzsteuerliche Klar­
stellung durchgeführt. Es wird daher durch 
diesen Gesetzesbeschluß das Umsatzsteuer­
gesetz 1959 im § 4 Abs. 1 Z. 8 abgeändert. 
Diese in dem zu behandelnden Gesetzes be­
schluß enthaltene Neuregelung entspricht 
dem besonderen Charakter der Handelsmünzen 
und der seit Jahren geübten Praxis der zu­
ständigen österreichischen Verwaltungsbe­
hörden. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen be­
traut. 

Heute vormittag hat sich der Finanzaus­
schuß mit diesem Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates befaßt und mir die Ermächtigung er­
teilt, den Antrag zu stellen, dem Gesetzes-
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beschluß des Nationalrates die Zustimmung 5. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
nicht zu verwehren. vom 3. Juni 1964 : Bundesgesetz, mit dem das 

Bazillenausscheidergesetz abgeändert wird 
Vorsitzender : Ich danke dem Herrn Bericht· (Bazillenausscheidergesetznovelle 1964) 

erstatt.er. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 
kommen sofort zur Abstimmung. 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 5. Punkt 
Wir der Tagesordnung : Bazillenausscheidergesetz­

novelle 1964. 
Bei der A b s t i m m u n g  bp-schließt der Bundes­

rat, gegen den Gese.tzesbeschluß des National· 
rate8 k e i n e n  E i n 8 p r u c h  zu erheben. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Fran­
ziska Krämer. Ich bitte sie um ihren Bericht. 

Berichterstatterin Franziska Krämer : Hohes 
Haus ! Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates 

4. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht eine Abänderung des Bazillenausscheider. 
vom 3. Juni 1964 : Bundesgesetz, womit das gesetzes vor. Nach den Bestimmungen des 
Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961 über die Bazillenausscheidergesetzes, StGBl. Nr. 153/ 
Anmeldung von Sachschäden, die durch U.m- 1945, dürfen mit der Herstellung und Abgabe 
siedlung oder Vertreibung entstanden �md

. von Nahrungs. und Genußmitteln nur Personen 
(Anmeldegesetz) ,  BGBl. Nr. 12/1962, erganzt befaßt werden, die auf Grund einer amts. 

wird ärztlichen Untersuchung nachweisen können, 
. .  daß sie ohne Gefahr für die Verbraucher Nah-VorsItzender : Wu' gelangen nun zum 4. Punkt 

d G ß 'tt 1 r eugen nd ab E .. d A ld I rungs· un enu ffil e e z u -der Tagesordnung : rganzung es nme e· 
b k" ( V 't d Stellv rtreter Por ge en onnen. or8� zen e1', , e  . gesetzes. 

g e 8  übernimmt den Vorsitz .) 
Berichtersta�ter ist Herr Bundesrat Dok- Nach § 6 des Gesetzes wurden die Unter. tor Gasperschltz . Ich bitte ihn um seinen 

h k t . d' A t 11 . 
B . h suc ungs os en SOWIe le uss e ung emes erlC t. 

amtsärztlichen Zeugnisses bei erstmalig -
Berichterstatter Dr. Gasperschitz : Hohes 

Haus ! Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 
1961 über die Anmeldung von Sachschäden, 
die durch Umsiedlung oder Vel'treibung ent­
standen sind, BGBL NI'. 1 2/1962, sieht im 
§ 20 vor, daß Anmeldungen von Personen, 
die spätestens am 1. Jänner 1960 das 70. Le­
bensjahr vollendet haben, getrennt von den 
anderen Anmeldungen zu reihen und zeitlich 
bevorzugt zu behandeln sind. Der gegenständ. 
liche Gesetzesheschluß bezweckt eine Er· 
gänzung dieser Bestimmung dahin gehend, daß 
eine Ausnahme von der Reihenfolge der Prü­
fung und Behandlung in der Gruppe der zeit­
lich nicht bevorzugt zu behandelnden Anmel. 
dungen zulässig ist, wenn es sich um Anmel. 
dungen von Personen handelt, die nach dem 
1. Jänner 1960 das 70. Lebensjahr vollendet 
haben. 

Gesetzestechnisch wird dem § 20 Anmelde­
gesetz ein Absatz 4 angefügt, der die erwähnte 
Ergänzung enthält. 

Der Finanzausschuß hat mich ermächtigt, 
zu b e a nt r a ge n, gegen den diesbezüglichen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n  
E i n s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender : Ich danke dem Hel'rn Bericht­
erstatter für seinen Bericht. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Bei der A bs t i m m u n g  wird der Antrag des 
Berichterstatters ange n o m m e n. 

das heißt vor Beschäftigungsantritt - vorzu­
nehmenden amtsärztlichen Untersuchungen 
dem zu Untersuchenden und bei amtsärztlichen 
Untersuchungen von Personen, die bereits in 
den betreffenden Betrieben oder Unternehmen 
in Beschäftigung stehen, dem Dienstgeber 
angelastet. 

Diese Art der Kostentragung hat die Durch· 
führung des Gesetzes sehr erschwert. Am 
16. September 1946 hat daher das Bundes· 
ministerium für soziale Verwaltung einen Er­
laß herausgegeben, in dem verfügt wurde , 
daß für amtsärztliche Untersuchungen, die 
Ausstellung der amtsärztlichen Zeugnisse sowie 
für die Gutachten der bundesstaatlichen bak­
teriologisch-serologischen Untersuchungsan­
stalten keine Gebühren zu bezahlen sind. 

Der Rechnungshof hat im Rahmen seiner 
Einschau im Jahre 1962 darauf hingewiesen, 
daß dieses Vorgehen im Widerspruch zu den 
Bestimmungen des § 6 des Gesetzes steht. 

Nach Artikel I des vorliegenden Gesetzes­
beschlusses soll nun der neue § 6 folgendes 
bestimmen : 

,, ( 1 )  Die nach § 4 Abs. 1 vorzunehmende 
amtsärztliche Untersuchung sowie die Er­
stattung des nach § 4 Abs. 2 erforderlichen 
Gutachtens, sofern dieses von einer bundes­
staatlichen bakteriologisch-serologischen 
Unters'lchungsanstalt erstattet wird , haben 
kostenlos zu erfolgen. 

(2) Die Ausstellung des amtsärztlichen 
Zeugnisses unterliegt weder einer Verwal-
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tungsabgabe noch einer G0bühl'enpflicht im 
Sinne des Gebührengesetzes. " 

Andere Abänderungen tragen weiters den 
derzeit, geltenden Behördenbezeichnungen 
Rechnung, und außerdem wird der im Stamm­
gesetz auf Reichsmark lautende Geldbetrag 
zur Ahndl1ng von Verwa.ltullgsübertretungen 
durch einen Schillingbetrag ersetzt. 

Der Artikel II besagt : "Mit der Vollziehung 
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesmini­
stel'ium für soziale Verwaltung betraut." 

Der Ausschuß des Nationalrates für soziale 
Verwa.Itung hat hinsichtlich der Regierungs­
vorlage insofern eine Dl'uckfehlerberichtigul1g 
vorgenommen, als nach den Worten "Der 
Nationalrat hat beschlossen : "  die Überschrift 
"Artikel 1.  " zu treten hat. Die Überschrift 
an der ursprünglichen Stelle ist zu streichen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich heute vormittag mit 
diesem Gesetzesbeschluß beschäftigt und mich 
ermächtigt, dem Hohen Hause vorzuschlagen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates k e i n e n  E in s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Zum 
""V ort hat sich niemand gemeldet. Ich nehme 
daher die Abstimmung vor. 

Bei de1' A bstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates ke inen Einspruch zu erheben. 

6. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
3. Juni 1964: Abkommen zwischen der Repu­
blik Österreich und der Schweizerischen Eid­
genossenschaft über die Errichtung neben­
einanderliegender Grenzabfertigungsstellen und 
die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln wäh­
rend der Fahrt und Protokoll betreffend 
die Anwendung des österreichisch-schweize­
rischen Abkommens samt Schlußprotokoll über 
die Errichtung nebeneinanderliegender Grenz­
abfertigungsstellen und die Grenzabfertigung 
in Verkehrsmitteln während der Fahrt auf 

das Fürstentum Liechtenstein. 
Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Wir ge­

langen nUll zum 6. Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen zwißchen Österreich und der 
Schweiz über die Errichtung nebeneinander­
liegender Grenzabfertigungsstellen und die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während 
der Fahrt und Protokoll betreffend die 
Anwendung dieses Abkommens samt Schluß­
protokoll auf das Fürstentum Liechtenstein. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Mayrhauser. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stand zu berichten. 

Berichterstatter Mayrhauser : Hoher Bundes­
rat ! Meine Damen und Herren ! Im September 
1963 wurde über die Zoll- \lnd Grenzabfertigung 

zwischen der Republik Österreich, der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft und dem Fürsten­
tum Liechtenstein eine zwischenstaatliche Ver­
einbarung getroffen. Sinn dieser Vereinbarung 
ist es, die Formalitäten der Grenzabfertigung 
im Eisenbahn- , Straßen- und Schiffsverkehr 
zu erleichtern und vor allem zu beschleunigen. 

Um dies zu erreichen, sollen 
a) nebeneinanderliegende Grenz- und Zoll­

abfertigullgsstellen errichtet werden, wobei 
die GrenzsteUen an der künftigen Autobahn 
am Brugger Horn Höchst - St. Margrethen 
nach ihrer Fertigstellung ebenfalls als gemein­
same österreichisch-schweizerische Abferti­
gungsstellen eingerichtet werden sollen, 

b) Grenzabfertigung und Zollkontrollen in 
den Verkehrsmitteln auf bestimmten Strecken 
auch während der Fahrt durchgeführt werden. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben wird d.en 
dafür zuständigen Organen die Grenzabferti­
gungsbefugnis nach den Vorschriften ihres 
Staates auf dem Gebiete des Nachbarstaates 
zuerkannt. Die dazu erforderlichen Amts­
handlungen sind in der Reihenfolge Aus­
gangsstaat-Eingangsst.aat vorzunehmen. 

Die Pflichteil, Rechte und Befugnisse, die 
durch diese dreiseit,ige Vereinbarung den 
Grenzabfertigungsstellen, den Grenzzollämtern 
und den Grenzpolizeidienststellen auf dem 
nachbarlichen Staatsgebiete zukommen, sind 
in dem vorliegenden Abkommen, das ein so­
genanntes Rahmenabkommen darstellt, fest­
gelegt. 

Da diesem Abkommen gesetzändernde 
Wirkung zukommt und in einigen Artikeln 
verfassungsändernde Bestimmungen enthalten 
sind, bedarf es der Zustimmung des Hohen 
Hauses. 

Meine Damen und Herren ! Der Ausschuß 
für wirt.schaftliche Angelegenheiten hat das 
vorliegende Abkommen beraten. In seinem 
Namen stelle ich den A ntr ag, der Hohe Bun­
desrat möge gegen den Beschluß des National­
rates k e i n e n  E i n s p r u c h erheben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Zum 
Wort ist niemand gemeldet. Ich nehme daher 
die Abstimmung vor. 

Bei der A b s t immung wird der .Antrag 
deß Berichterstatters angenommen. 

7. Punkt : Ausschußergänzungswahlen 
Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Wir kom­

men nunmehr zum 7. Punkt der heutigen 
Tagesordnung : Ausschußergänzungswahlen. 

Durch die Neuentsendung von Bundesräten 
aus dem Bundesland Burgenland und das 
Ausscheiden des Bundesrates Pansi ist es 
notwendig geworden, Ausschußergänzungs­
wahlen vorzunehmen. 

217. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 23

www.parlament.gv.at



5300 Bundesrat - 2 17. Sitzung - 10. Juni 1964 

Y orsitzender-Stellvertreter Porges 

Es liegen mir folgende W a h l v o r s c h l ä g e  
vor : 

Gemäß § 53 der Geschäftsordnung sehe ich 
von der Wahl mittels Stimmzettel ab, falls 
dies nicht besonders verlangt wird. - Dies 
ist nicht der Fall. Ich werde daher die Wahl 
durch Erheben von den Sitzen vornehmen 

Im Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
als Mitglied an Stelle Holper Bundesrat 
Hautzinger, als Ersatzmitglied an Stelle 
Kroyer Bundesrat. Ing. Guglberger ; lassen. 

im Finanzausschuß als Mitglied an Stelle Wir kommen zur Wahl des e r s t e n  V o r-

Kroyel' Bundesrat Hautzinger, als Mitglied s i t z e n d e n - S t e l l v e r t r e t e r s. 
an Stelle Müller Bundesrat Bezucha ; Es liegt mir der Vorschlag vor, zum ersten 

im Geschäftsordnungsausschuß als Ersatz- Vorsitzenden-Stellvertreter den Herrn Bundes­
mitglied an Stelle Müller Bundesrat Bezucha, rat Fritz E c k ert zu wählen. 
als Ersatzmitglied an Stelle Pansi Bundesrat 
Helene Tschitschko ; 

i m  Unvereinbarkeitsausschuß als Ersatz­
mitglied an Stelle Müller Bundesrat Bezucha, 
als Ersatzmitglied an Stelle Pansi Bundesrat 
Dr. Zimmermann ; 

im Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten als Ersatzmit,glied an Stelle 
Müller Bundesrat Dr. Zimmermann ; 

im Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten als Mitglied an Stelle Singer 
Bundesrat Bezucha, als Ersatzmitglied an 
Stelle Holper Bundesrat Hautzinger , a.Is Er­
satzmitglied an Stelle Müller Bundesrat 
Dr. Zimmermann, als Ersatzmitglied an Stelle 
Pansi Bundesrat Helene Tschitschko ; 

im Ausschuß für wirtschaft,liche Integration 
als Ersatzmitglied an Stelle Kroyer Bundesrat 
Hautzinger ; 

im Ständigen gemeinsamen Ausschuß als 
Mitglied an Stelle Müller Bundesrat Bezucha, 
als Ersatzmitglied an Stelle Holper Bundesrat 
Hautzingel' , als Ersatzmitglied an Stelle Pansi 
BundEsrat Relene Tschitschko. 

Falls kein Widerspruch erhoben wird, werde 
ich über die Wahlvorschläge unter einem 
durch Handerhebcn abstimmen laSSC11. -
Widerspruch wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesen von mir soeben bekanntgegebenen 
Wa.hlvorschlägen ihre Zustimmung geben, um 
ein Händezeichen. :- Ich danke. A n g e­
n o m m e n. 

8. Punkt : Neuwahl -der heiden Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Bundesrates sowie der 
zwei Schriftführer und der zwei Ordner für 

das zweite Halbjahr 1964 
Vorsitze

'
nder -Stellvertreter Porges : Wir kom­

men nunmehr zum letzten Punkt der Tages­
ordnung : Neuwahl der beiden Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Bundesrates sowie der 
zwei Schriftführer und der zwei Ordner für 
das zweite Halbjahr 1964. Diese Neuwahlen 
erfolgen für das zweite Halbjahr 1964, für 
welches der Vorsitz im Bundesrat der Ver­
fassung entsprechend dem Bundesland Burgen­
land zukommt. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Ich danke. 
Dies ist die Mehrheit. Der Vorschlag ist damit 
a n g e n o m m e n .  

Ich frage den Gewählten, ob er die Wahl 
annimmt. 

Bundesrat Eckert : Jawohl! 

Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Wir 
kommen nunmehr zur Wahl des z w e i t e n  
V o r s i t z e n d e n - S t e ll v e r t r e t e r s. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, zum zweiten 
Vorsitzenden-Stellvertreter den Herrn Bundes­
rat Otto S kr i t e k  zu wählen. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
diesem Vorschlag ihre Zust,immung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Ich danke. 
Das ist die Mehrheit. A n g e n o m m e n. 

Ich frage den Gewählten, ob er die Wahl 
annimmt. 

Bundesrat Skritek : Ja ! 

Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Danke . 
Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden 

S c h r i ftführ e r . 
Falls kein Einwand erhoben wird, werde 

ich auch bei dieser Wahl so wie bei der Wahl 
der beiden Ordner von einer Wahl mittels 
Stimmzettel Abstand nehmen. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben � - Das ist nicht der 
Fall. Ich werde die Wahl durch Erheben der 
Hand vornehmen lassen. 

Es liegt mir bezüglich der Schriftführer 
folgender Vorschlc"Lg vor : 

erster Schriftführer : Frau Bundesrat Ru­
dolfine M u h r ; 

zweiter Schriftführer : HeIT Bundesrat Josef 
K a s p ar. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die die­
sem Vorschlag ihre Zustimmung geben, um 
ein Händezeichen. - Danke. Das ist die 
Mehrheit. Der Vorschlag ist damit a n g e­
n o m m e n. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Rudolfine Muhr : Ja ! 
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Bundesrat Kaspar: Jawohl ! Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Vorsitzender-Stellvertreter Porges : Danke. 
Bundesrat Salcher : Ja ! 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der heiden 
O r d n e r. Es liegt mir folgender Vorschlag 
vor : Herr Bundesrat Josef S al c h e r  und 
Herr Bundesrat Anton M a yr h a u s er. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben, 
um ein Händezeichen. - Danke. Das ist die 
Mehrheit. Der Vorschlag ist damit an ge­
no m m en.  

Bundesrat Mayrhauser : Ja ! 

Vorsitzender-St.ellvertreter Porges : Danke. 
Damit ist das Büro des Bundesrates für 

das kommende Halbjahr gewählt. 
Die Tagesordnung ist e r s c h ö pft. 
Die n ä c h s t e  Sitzung des Bundesrates 

wird auf schriftlichem Wege einberufen werden. 
Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n .  

SchluJi der Sitzung : 17 Uhr 20 Minuten 

österreidJisme Staatsdruckerei. 1717  64 

217. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 23

www.parlament.gv.at




